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A. Problem 

Das in seinen Grundzügen noch aus dem vorigen Jahrhundert 
stammende Genossenschaftsgesetz muß den Anforderungen 
angepaßt werden, die das moderne Wirtschaftsleben an die 
Genossenschaften stellt. Dies ist insbesondere auf organisations-
rechtlichem Gebiet und im Bereich der Kapitalausstattung er-
forderlich, um die Wettbewerbsfähigkeit der Genossenschaften 
gegenüber Unternehmen anderer Rechtsform zu bewahren. 

B. Lösung 

Der Entwurf soll den Genossenschaften durch Einräumung 
größerer Statutenfreiheit ermöglichen, Anreize für eine stär-
kere finanzielle Beteiligung der Genossen und damit für eine 
verstärkte Eigenkapitalbildung zu schaffen. Ferner wird die 
Leitung der Genossenschaft dadurch erleichtert werden, daß sie, 
wenn das Statut nichts anderes bestimmt, künftig dem Vorstand 
in eigener Verantwortung unter Ausschluß eines Weisungs-
rechts der Generalversammlung obliegt. Genossenschaften sol-
len auch Prokuristen und Generalbevollmächtigte bestellen 
können. Das Verbot der Kreditgewährung an Nichtmitglieder 
von Kreditgenossenschaften soll aufgehoben werden. Die Ver-
schmelzung von Genossenschaften durch Neubildung soll er-
möglicht werden. 
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C. Alternativen 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, auch die Frage der Zustän-
digkeit für die Verleihung des Prüfungsrechts an die genossen-
schaftlichen Prüfungsverbände und für die Staatsaufsicht über 
sie neu zu regeln. 

D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/2) — 611 08 — Ge 7/73 Bonn, den 5. Februar 1973 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften mit Begründung (Anlage 1). 
Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 389. Sitzung am 2. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz-
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen-
dungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bundes

-

rates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs

- 

und Wirtschaftsgenossenschaften 

Das Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. S. 369, 
810), zuletzt geändert durch das Beurkundungsgesetz 
vom 28. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1513), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

(1) Für die Verbindlichkeiten der Genossen-
schaft haftet den Gläubigern nur das Vermögen 
der Genossenschaft. 

(2) Das Statut hat zu bestimmen, ob die Ge-
nossen für den Fall, daß die Gläubiger im Kon-
kurs der Genossenschaft nicht befriedigt wer-
den, Nachschüsse zur Konkursmasse unbe-
schränkt, beschränkt auf eine bestimmte Summe 
(Haftsumme) oder überhaupt nicht zu leisten 
haben." 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Die Firma der Genossenschaft muß vom 
Gegenstand des Unternehmens entlehnt sein. 
Der Name von Genossen oder anderen Per-
sonen darf in die Firma nicht aufgenommen 
werden. 

(2) Die Firma muß die Bezeichnung „einge-
tragene Genossenschaft" oder die Abkürzung 
„eG" enthalten. § 30 des Handelsgesetzbuches 
gilt entsprechend. 

(3) Der Firma darf kein Zusatz beigefügt 
werden, der darauf hindeutet, ob und in wel-
chem Umfang die Genossen zur Leistung von 
Nachschüssen verpflichtet sind." 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 1 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden 
Nummern 1 bis 3. 

4. Nach § 7 wird folgender neuer § 7 a eingefügt: 

„§ 7a 

(1) Das Statut kann bestimmen, daß sich ein 
Genosse mit mehr als einem Geschäftsanteil 
beteiligen darf. Das Statut kann eine Höchstzahl 
festsetzen und weitere Voraussetzungen auf-
stellen. 

(2) Das Statut kann auch bestimmen, daß die 
Genossen sich mit mehreren Geschäftsanteilen 
zu beteiligen haben (Pflichtbeteiligung). Die 
Pflichtbeteiligung muß für alle Genossen gleich 
sein oder sich nach dem Umfang der Inanspruch-
nahme von Einrichtungen oder anderen Leistun-
gen der Genossenschaft durch die Genossen 
oder nach bestimmten wirtschaftlichen Merk-
malen der Betriebe der Genossen richten." 

5. § 8 Abs. 2 wird aufgehoben. 

6. § 11 Abs. 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Bescheinigung eines Prüfungsverban-
des, daß die Genossenschaft zum Beitritt 
zugelassen ist, sowie eine gutachtliche 
Äußerung des Prüfungsverbandes, ob nach 
den persönlichen oder wirtschaftlichen Ver-
hältnissen, insbesondere der Vermögens-
lage der Genossenschaft, eine Gefährdung 
der Belange der Genossen oder der Gläu-
biger der Genossenschaft zu besorgen ist." 

7. Nach § 11 wird folgender neuer § 11 a eingefügt: 

„§ 11 a 

(1) Das Gericht hat zu prüfen, ob die Genos-
senschaft ordnungsmäßig errichtet und ange-
meldet ist. Ist dies nicht der Fall, so hat es die 
Eintragung abzulehnen. 

(2) Das Gericht hat die Eintragung auch abzu-
lehnen, wenn nach den persönlichen oder wirt-
schaftlichen Verhältnissen, insbesondere der 
Vermögenslage der Genossenschaft, eine Ge-
fährdung der Belange der Genossen oder der 
Gläubiger der Genossenschaft zu besorgen ist." 

8. § 14 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ihr sind zwei beglaubigte Abschriften des 
Statuts beizufügen." 

9. Nach § 15 werden folgende neue §§ 15 a und 
15 b eingefügt: 

„§ 15 a 

Die Beitrittserklärung muß die ausdrückliche 
Verpflichtung des Genossen enthalten, die nach 
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Gesetz und Statut geschuldeten Einzahlungen 
auf den Geschäftsanteil zu leisten. Bestimmt das 
Statut, daß die Genossen unbeschränkt oder be-
schränkt auf eine Haftsumme Nachschüsse zu 
leisten haben, so muß die Beitrittserklärung 
ferner die ausdrückliche Verpflichtung ent-
halten, die zur Befriedigung der Gläubiger er-
forderlichen Nachschüsse unbeschränkt oder bis 
zu der im Statut bestimmten Haftsumme zu 
zahlen. 

§ 15b 

(1) Zur Beteiligung mit weiteren Geschäfts-
anteilen bedarf es einer schriftlichen und unbe-
dingten Beitrittserklärung. Für deren Inhalt gilt 
§ 15 a entsprechend. 

(2) Die Beteiligung mit weiteren Geschäfts-
anteilen darf, außer bei einer Pflichtbeteiligung, 
nicht zugelassen werden, bevor alle Geschäfts-
anteile des Genossen, bis auf den zuletzt neu 
übernommenen, voll eingezahlt sind. 

(3) Für die Anmeldung und Eintragung der 
Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen in 
die Liste der Genossen gilt § 15 Abs. 2 bis 4 ent-
sprechend. Bei Anmeldung der Beteiligung hat 
der Vorstand schriftlich zu versichern, daß alle 
Geschäftsanteile des Genossen, bis auf den zu-
letzt neu übernommenen, voll eingezahlt sind 
oder daß die weiteren Geschäftsanteile auf 
Grund einer Pflichtbeteiligung übernommen 
worden sind. Die Beteiligung wird mit der Ein-
tragung in die Liste der Genossen wirksam." 

10. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 bis 4 erhalten folgende Fas-
sung: 

„ (2) Für folgende Änderungen des Statuts 
bedarf es einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel der abgegebenen Stimmen um-
faßt: 

1. Änderung des Gegenstandes des Unter-
nehmens, 

2. Erhöhung des Geschäftsanteils, 

3. Einführung oder Erweiterung einer 
Pflichtbeteiligung mit mehreren Ge-
schäftsanteilen, 

4. Einführung oder Erweiterung der Ver-
pflichtung der Genossen zur Leistung 
von Nachschüssen, 

5. Verlängerung der Kündigungsfrist für die 
Genossen, die ein Jahr übersteigt, 

6. Einführung oder Erweiterung der Beteili-
gung ausscheidender Genossen an den 
anderen Reservefonds der Genossen-
schaft, 

7. Einführung oder Erweiterung von Mehr-
stimmrechten. 

Das Statut kann noch weitere Erfordernisse 
aufstellen. 

(3) Zu einer Änderung des Statuts, durch 
die eine Verpflichtung der Genossen zur 
Inanspruchnahme von Einrichtungen oder 
anderen Leistungen der Genossenschaft oder 
zur Leistung von Sachen oder Diensten ein-
geführt oder erweitert wird, bedarf es einer 
Mehrheit, die mindestens neun Zehntel der 
abgegebenen Stimmen umfaßt. Das Statut 
kann noch weitere Erfordernisse aufstellen. 

(4) Zu sonstigen Änderungen des Statuts 
bedarf es einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel der abgegebenen Stimmen um-
faßt, sofern nicht das Statut andere Erforder-
nisse aufstellt." 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 5 und 6. 

11. In § 21 Abs. 1 werden nach dem Wort „werden" 
die Worte „vorbehaltlich des § 21 a" eingefügt. 

12. Nach § 21 wird folgender neuer § 21 a eingefügt: 

„§21a 

(1) Das Statut kann bestimmen, daß die Ge-
schäftsguthaben verzinst werden. Bestimmt das 
Statut keinen festen Zinssatz, muß es einen 
Mindestzinssatz festsetzen. Die Zinsen berech-
nen sich nach dem Stand der Geschäftsguthaben 
am Schluß des vorhergegangenen Geschäfts-
jahres. Sie sind spätestens sechs Monate nach 
Schluß des Geschäftsjahres auszuzahlen, für das 
sie gewährt werden. 

(2) Ist in der Jahresbilanz der Genossen-
schaft für ein Geschäftsjahr ein Reinverlust 
oder ein vorjähriger Verlustvortrag ausgewie-
sen, der ganz oder teilweise durch andere Re-
servefonds (§ 33d Abs. 1 B II 2), einen Rein-
gewinn und einen vorjährigen Gewinnvortrag 
nicht gedeckt ist, so dürfen in Höhe des nicht 
gedeckten Betrages Zinsen für dieses Geschäfts-
jahr nicht gezahlt werden." 

13. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird folgender neuer Satz 2 ein-
gefügt: 

„Die Genossenschaft darf den Genossen 
keinen Kredit zum Zweck der Leistung von 
Einzahlungen auf den Geschäftsanteil ge-
währen." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„ (5) Gegen eine geschuldete Einzahlung 
kann der Genosse nicht aufrechnen." 

14. Nach § 22 werden folgende neue §§ 22a und 22b 
eingefügt: 

„§ 22a 

(1) Wird die Verpflichtung der Genossen, 
Nachschüsse zur Konkursmasse zu leisten, auf 
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eine Haftsumme beschränkt oder aufgehoben, 
so gilt § 22 Abs. 1 bis 3 sinngemäß. 

(2) Die Einführung oder Erweiterung der 
Verpflichtung zur Leistung von Nachschüs-
sen wirkt nicht gegenüber Genossen, die bei 
Wirksamwerden der Änderung des Statuts be-
reits aus der Genossenschaft ausgeschieden wa-
ren (§§ 75, 76 Abs. 4, § 115 b). 

§ 22b 

(1) Der Geschäftsanteil kann in mehrere Ge-
schäftsanteile zerlegt werden. Die Zerlegung 
und eine ihr entsprechende Herabsetzung der 
Einzahlungen gelten nicht als Herabsetzung des 
Geschäftsanteils oder der Einzahlungen. 

(2) Mit der Eintragung des Beschlusses über 
die Zerlegung des Geschäftsanteils sind die Ge-
nossen mit der Zahl von Geschäftsanteilen be-
teiligt, die sich aus der Zerlegung ergibt. § 15b 
Abs. 3 ist nicht anzuwenden." 

15. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

(1) Die Mitglieder des Vorstands sind nur 
gemeinschaftlich zur Vertretung der Genossen-
schaft befugt. Das Statut kann Abweichendes 
bestimmen. Ist eine Willenserklärung gegen-
über der Genossenschaft abzugeben, so genügt 
die Abgabe gegenüber einem Vorstandsmit-
glied. 

(2) Das Statut kann auch bestimmen, daß ein-
zelne Vorstandsmitglieder allein oder in Ge-
meinschaft mit einem Prokuristen zur Vertre-
tung der Genossenschaft befugt sind. Absatz 1 
Satz 3 gilt in diesen Fällen sinngemäß. 

(3) Zur Gesamtvertretung befugte Vorstands-
mitglieder können einzelne von ihnen zur Vor-
nahme bestimmter Geschäfte oder bestimmter 
Arten von Geschäften ermächtigen. Dies gilt 
sinngemäß, falls ein einzelnes Vorstandsmit-
glied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen zur 
Vertretung der Genossenschaft befugt ist. 

(4) Vorstandsmitglieder zeichnen für die Ge-
nossenschaft, indem sie der Firma der Genos-
senschaft oder der Benennung des Vorstands 
ihre Namensunterschrift beifügen." 

16. Nach § 25 wird folgender neuer § 25a eingefügt: 

„§ 25a 

(1) Auf allen Geschäftsbriefen, die an einen 
bestimmten Empfänger gerichtet werden, müs-
sen die Rechtsform und der Sitz der Genossen-
schaft, das Registergericht des Sitzes der Genos-
senschaft und die Nummer, unter der die Ge-
nossenschaft in das Genossenschaftsregister 
eingetragen ist, sowie alle Vorstandsmitglieder 
und, sofern der Aufsichtsrat einen Vorsitzenden 
hat, dieser mit dem Familiennamen und minde-
stens einem ausgeschriebenen Vornamen an-
gegeben werden. 

(2) Der Angaben nach Absatz 1 bedarf es 
nicht bei Mitteilungen oder Berichten, die im 
Rahmen einer bestehenden Geschäftsverbin-
dung ergehen und für die üblicherweise Vor-
drucke verwendet werden, in denen lediglich 
die im Einzelfall erforderlichen besonderen An-
gaben eingefügt zu werden brauchen. 

(3) Bestellscheine gelten als Geschäftsbriefe 
im Sinne des Absatzes 1. Absatz 2 ist auf sie 
nicht anzuwenden." 

17. § 27 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Vorstand hat die Genossenschaft 
unter eigener Verantwortung zu leiten. Er hat 
dabei die Beschränkungen zu beachten, die 
durch das Statut festgesetzt worden sind." 

18. § 28 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) . Jede Änderung des Vorstands oder der 
Vertretungsbefugnis eines Vorstandsmitglieds 
hat der Vorstand zur Eintragung in das Genos-
senschaftsregister anzumelden. Der Anmeldung 
sind die Urkunden über die Änderung in 
Urschrift oder öffentlich beglaubigter Abschrift 
beizufügen. Die Eintragung ist vom Gericht be-
kanntzumachen." 

19. § 29 erhält folgende Fassung: 

„§ 29 

(1) Solange eine Änderung des Vorstands 
oder der Vertretungsbefugnis eines Vorstands-
mitglieds nicht in das Genossenschaftsregister 
eingetragen und bekanntgemacht ist, kann sie 
von der Genossenschaft einem Dritten nicht ent-
gegengesetzt werden, es sei denn, daß sie die-
sem bekannt war. 

(2) Ist die Änderung eingetragen und be-
kanntgemacht worden, so muß ein Dritter sie 
gegen sich gelten lassen. Dies gilt nicht bei 
Rechtshandlungen, die innerhalb von fünfzehn 
Tagen nach der Bekanntmachung vorgenom-
men werden, sofern der Dritte beweist, daß er 
die Änderung weder kannte noch kennen 
mußte. 

(3) Ist die Änderung unrichtig bekanntge-
macht, so kann sich ein Dritter auf die Bekannt-
machung der Änderung berufen, es sei denn, 
daß er die Unrichtigkeit kannte. 

(4) Für den Geschäftsverkehr mit einer in 
das 	Genossenschaftsregister 	eingetragenen 
Zweigniederlassung ist, soweit es nach diesen 
Vorschriften auf die Eintragung ankommt, die 
Eintragung im Genossenschaftsregister der 
Zweigniederlassung entscheidend." 

20. § 32 wird aufgehoben. 

21. In § 33 wird folgender neuer Absatz 4 einge-
fügt: 
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„ (4) Mit dem Jahresabschluß eines jeden Ge-
schäftsjahres ist außer den in Absatz 3 Satz 1 
vorgesehenen Angaben über die Zahl der Ge-
nossen der Gesamtbetrag, um welchen in die-
sem Jahre die Geschäftsguthaben sowie die 
Haftsummen der Genossen sich vermehrt oder 
vermindert haben, und der Betrag der Haft-
summen zu veröffentlichen, für welche am Jah-
resschluß alle Genossen zusammen aufzukom-
men haben. Diese Vorschrift findet auf kleinere 
Genossenschaften sowie dann keine Anwen-
dung, wenn der Vorstand von der Verpflichtung 
zur Veröffentlichung gemäß Absatz 3 Satz 4 
befreit wird. In diesen Fällen ist an Stelle der 
Bekanntmachung mit dem Jahresabschluß eine 
Erklärung über die Geschäftsguthaben sowie die 
Haftsummen nach Maßgabe des Satzes 1 zu 
dem Genossenschaftsregister einzureichen." 

22. Nach § 33h wird folgender neuer § 33i ein-
gefügt: 

„§ 331 

Ergibt sich bei Aufstellung der Jahresbilanz 
oder einer Zwischenbilanz oder ist bei pflicht-
mäßigem Ermessen anzunehmen, daß ein Ver-
lust besteht, der durch die Hälfte des Gesamt-
betrages der Geschäftsguthaben und die Re-
servefonds nicht gedeckt ist, so hat der Vor-
stand unverzüglich die Generalversammlung 
einzuberufen und ihr dies anzuzeigen." 

23. § 34 erhält folgende Fassung: 

„§ 34 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer 
Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordent-
lichen und gewissenhaften Geschäftsleiters 
einer Genossenschaft anzuwenden. Über ver-
trauliche Angaben und Geheimnisse der Ge-
nossenschaft, namentlich Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tätig-
keit im Vorstand bekanntgeworden sind, haben 
sie Stillschweigen zu bewahren. 

(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten 
verletzen, sind der Genossenschaft zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens als Gesamt-
schuldner verpflichtet. Ist streitig, ob sie die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters einer Genossenschaft ange-
wandt haben, so trifft sie die Beweislast. 

(3) Die Mitglieder des Vorstands sind na-
mentlich zum Ersatz verpflichtet, wenn entgegen 
diesem Gesetz 

1. Geschäftsguthaben ausgezahlt werden, 

2. den Genossen Zinsen oder Gewinnanteile 
gewährt werden, 

3. Genossenschaftsvermögen verteilt wird, 

4. Zahlungen geleistet werden, nachdem die 
Zahlungsunfähigkeit der Genossenschaft ein- 

getreten ist oder sich eine Überschuldung er-
geben hat, die für die Genossenschaft Kon-
kursgrund nach § 98 Abs. 1 ist, 

5. Kredit gewährt wird. 

(4) Der Genossenschaft gegenüber tritt die 
Ersatzpflicht nicht ein, wenn die Handlung auf 
einem gesetzmäßigen Beschluß der Generalver-
sammlung beruht. Dadurch, daß der Aufsichtsrat 
die Handlung gebilligt hat, wird die Ersatz-
pflicht nicht ausgeschlossen. 

(5) In den Fällen des Absatzes 3 kann der Er-
satzanspruch auch von den Gläubigern der Ge-
nossenschaft geltend gemacht werden, soweit 
sie von dieser keine Befriedigung erlangen 
können. Den Gläubigern gegenüber wird die 
Ersatzpflicht weder durch einen Verzicht oder 
Vergleich der Genossenschaft noch dadurch auf-
gehoben, daß die Handlung auf einem Beschluß 
der Generalversammlung beruht. Ist über das 
Vermögen der Genossenschaft der Konkurs er-
öffnet, so übt während dessen Dauer der Kon-
kursverwalter das Recht der Gläubiger gegen 
die Vorstandsmitglieder aus. 

(6) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften 
verjähren in fünf Jahren." 

24. § 36 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, die min-
destens drei Viertel der abgegebenen Stimmen 
umfaßt." 

25. § 41 erhält folgende Fassung: 

„§ 41 

Für die Sorgfaltspflicht und Verantwortlich-
keit der Aufsichtsratsmitglieder gilt § 34 über 
die Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder 
sinngemäß." 

26. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§ 42 

(1) Die Genossenschaft kann Prokura nach 
Maßgabe der §§ 48 bis 53 des Handelsgesetz-
buchs erteilen. An die Stelle der Eintragung in 
das Handelsregister tritt die Eintragung in das 
Genossenschaftsregister. § 28 Abs. 1 Satz 3, 
§ 29 gelten entsprechend. 

(2) Die Genossenschaft kann auch Hand-
lungsvollmacht erteilen. § 54 des Handelsge-
setzbuchs ist anzuwenden." 

27. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Generalversammlung beschließt 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
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(einfache Stimmenmehrheit), soweit nicht 
Gesetz oder Statut eine größere Mehrheit 
oder weitere Erfordernisse bestimmen. Für 
Wahlen kann das Statut eine abweichende 
Regelung treffen." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Jeder Genosse hat eine Stimme. Das 
Statut kann die Gewährung von Mehrstimm-
rechten vorsehen. Mehrstimmrechte sollen 
nur für Genossen begründet werden, die den 
Geschäftsbetrieb der Genossenschaft beson-
ders fördern. Keinem Genossen können 
mehr als drei Stimmen gewährt werden. Bei 
Beschlüssen, die nach dem Gesetz einer 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen oder einer größeren Mehrheit be-
dürfen und für die das Statut eine geringere 
als die gesetzlich vorgeschriebene Mehrheit 
nicht bestimmen kann, hat ein Genosse, auch 
wenn ihm ein Mehrstimmrecht gewährt ist, 
nur eine Stimme. Auf Genossenschaften, de-
ren Mitglieder ausschließlich oder überwie-
gend eingetragene Genossenschaften sind, 
sind die Sätze 3 bis 5 nicht anzuwenden; das 
Statut dieser Genossenschaften kann das 
Stimmrecht der Genossen nach der Höhe 
ihrer Geschäftsguthaben oder einem anderen 
Maßstab abstufen. Zur Aufhebung oder Än-
derung der Bestimmungen des Statuts über 
Mehrstimmrechte bedarf es nicht der Zu-
stimmung der betroffenen Genossen." 

c) An die Stelle der bisherigen Absätze 3 und 4 
treten folgende neue Absätze 4 bis 6: 

„(4) Der Genosse soll sein Stimmrecht per-
sönlich ausüben. Das Stimmrecht geschäftsunfä-
higer oder in der Geschäftsfähigkeit beschränk-
ter natürlicher Personen sowie das Stimmrecht 
von juristischen Personen wird durch ihre ge-
setzlichen Vertreter, das Stimmrecht von Per-
sonenhandelsgesellschaften durch zur Vertre-
tung ermächtigte Gesellschafter ausgeübt. 

(5) Der Genosse oder sein gesetzlicher Ver-
treter können Stimmvollmacht erteilen. Für die 
Vollmacht ist die schriftliche Form erforderlich. 
Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als fünf 
Genossen vertreten. Das Statut kann eine ge-
ringere Zahl festsetzen. Es kann ferner persön-
liche Voraussetzungen für Bevollmächtigte auf-
stellen, insbesondere die Bevollmächtigung von 
Personen ausschließen, die sich geschäftsmäßig 
zur Ausübung des Stimmrechts erbieten. 

(6) Niemand kann für sich oder für einen an-
deren das Stimmrecht ausüben, wenn darüber 
Beschluß gefaßt wird, ob er oder der vertretene 
Genosse zu entlasten oder von einer Verbind-
lichkeit zu befreien ist oder ob die Genossen-
schaft gegen ihn oder den vertretenen Genos-
sen einen Anspruch geltend machen soll." 

28. In § 43a Abs. 1 werden folgende neue Sätze 4 
und 5 eingefügt: 

„Ihnen können Mehrstimmrechte nicht einge-
räumt werden. Sie können nicht durch Bevoll-
mächtigte vertreten werden." 

29. § 47 erhält folgende Fassung: 

„§ 47 

(1) Über die Beschlüsse der Generalver-
sammlung ist eine Niederschrift anzufertigen. 
Sie soll den Ort und den Tag der Versammlung, 
den Namen des Vorsitzenden sowie Art und 
Ergebnis der Abstimmung und die Feststellung 
des Vorsitzenden über die Beschlußfassung ent-
halten. 

(2) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden 
und den anwesenden Mitgliedern des Vorstands 
zu unterschreiben. Ihr sind die Belege über die 
Einberufung als Anlagen beizufügen. 

(3) Sieht das Statut die Gewährung von 
Mehrstimmrechten vor, so ist der Niederschrift 
außerdem ein Verzeichnis der erschienenen 
oder vertretenen Genossen und der Vertreter 
von Genossen beizufügen. Bei jedem erschie-
nenen oder vertretenen Genossen ist dessen 
Stimmenzahl zu vermerken. 

(4) Jedem Genossen ist die Einsicht in die 
Niederschrift gestattet. Die Niederschrift ist von 
der Genossenschaft aufzubewahren." 

30. § 49 erhält folgende Fassung: 

„§ 49 

Die Generalversammlung hat die Beschrän-
kungen festzusetzen, die bei Gewährung von 
Kredit an denselben Schuldner eingehalten 
werden sollen." 

31. § 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Jahr" durch das 
Wort „Geschäftsjahr" ersetzt; 

b) in Satz 2 treten an die Stelle der Worte 
„dreihundertfünfzigtausend Reichsmark" die 
Worte „eine Million Deutsche  Mark";  

c) in Satz 2 werden die Worte „mindestens ein-
mal jährlich" durch die Worte „in jedem 
Geschäftsjahr" ersetzt. 

32. § 56 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Prüfungsrecht des Verbandes ruht, wenn 
ein Mitglied seines Vorstands oder ein beson-
derer Vertreter des Verbandes (§ 30 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs) Mitglied des Vorstands 
oder des Aufsichtsrats, Liquidator oder Ange-
stellter der zu prüfenden Genossenschaft ist 
oder in der Zeit, auf die sich die Prüfung er-
streckt, oder in den vorangegangenen beiden 
Geschäftsjahren gewesen ist." 
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33. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „grob" 
gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Ersatzpflicht von Personen, die 
fahrlässig gehandelt haben, beschränkt sich 
auf zweihunderttausend Deutsche Mark für 
eine Prüfung. Dies gilt auch, wenn an der 
Prüfung mehrere Personen beteiligt gewesen 
oder mehrere zum Ersatz verpflichtende 
Handlungen begangen worden sind, und 
ohne Rücksicht darauf, ob andere Beteiligte 
vorsätzlich gehandelt haben." 

34. § 63b Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„ (5) Dem Vorstand des Prüfungsverbandes 
soll mindestens ein Wirtschaftsprüfer angehö-
ren. Gehört dem Vorstand kein Wirtschaftsprü-
fer an, so muß der Prüfungsverband einen Wirt-
schaftsprüfer als seinen besonderen Vertreter 
(§ 30 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) bestellen. 
Die für die Verleihung des Prüfungsrechts zu-
ständige Behörde kann den Prüfungsverband 
bei Vorliegen besonderer Umstände von der 
Einhaltung der Sätze 1 und 2 befreien, jedoch 
höchstens für die Dauer eines Jahres. In Aus-
nahmefällen darf sie auch eine Befreiung auf 
längere Dauer gewähren, wenn und solange 
nach Art und Umfang des Geschäftsbetriebes 
der Mitglieder des Prüfungsverbandes eine Prü-
fung durch Wirtschaftsprüfer nicht erforderlich 
ist." 

35. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Durch das Statut kann eine längere, je-
doch höchstens fünfjährige Kündigungsfrist 
festgesetzt werden." 

b) In Absatz 2 werden nach Satz 3 folgende 
neue Sätze 4 und 5 eingefügt: 

„Ist in dem Statut eine längere als eine 
zweijährige Kündigungsfrist festgesetzt wor-
den, so kann jeder Genosse, der wenigstens 
ein volles Geschäftsjahr der Genossenschaft 
angehört hat, mit einer Frist von drei Mona-
ten zum Schluß eines Geschäftsjahres, zu 
dem er nach dem Statut noch nicht kündigen 
kann, kündigen, wenn ihm nach seinen per-
sönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen 
nicht zugemutet werden kann, daß er bis zum 
Ablauf der im Statut festgesetzten Kündi-
gungsfrist in der Genossenschaft verbleibt. 
Satz 4 gilt nicht, wenn die Genossenschaft 
ausschließlich oder überwiegend aus einge-
tragenen Genossenschaften besteht." 

c) Der bisherige Absatz 2 Satz 4 wird ge-
strichen. 

36. Nach § 67 werden folgende neue §§ 67a und 67b 
eingefügt: 

„§ 67a 

(1) Wird eine Änderung des Statuts beschlos-
sen, die einen der in § 16 Abs. 2 Nr. 2 bis 5, 
Abs. 3 aufgeführten Gegenstände oder eine 
wesentliche Änderung des Gegenstandes des 
Unternehmens betrifft, so kann kündigen: 

1. jeder in der Generalversammlung erschie-
nene Genosse, wenn er gegen den Beschluß 
Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat 
oder wenn die Aufnahme seines Wider-
spruchs in die Niederschrift verweigert wor-
den ist; 

2. jeder in der Generalversammlung nicht er-
schienene Genosse, wenn er zu der General-
versammlung zu Unrecht nicht zugelassen 
worden ist oder die Versammlung nicht ge-
hörig berufen oder der Gegenstand der Be-
schlußfassung nicht gehörig angekündigt 
worden ist. 

Hat eine Vertreterversammlung die Änderung 
des Statuts beschlossen, so kann jeder Genosse 
kündigen; für die Vertreter gilt Satz 1. 

(2) Die Kündigung hat durch schriftliche Er-
klärung zu geschehen. Sie kann nur innerhalb 
eines Monats zum Schluß des Geschäftsjahres 
erklärt werden. Die Frist beginnt in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 mit der Beschlußfassung, 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 mit der Er-
langung der Kenntnis von der Beschlußfassung. 
Ist der Zeitpunkt der Kenntniserlangung strei

-

tig, so hat die Genossenschaft die Beweislast. Im 
Falle der Kündigung wirkt die Änderung des 
Statuts weder für noch gegen den Genossen. 

§ 67b 

(1) Ein Genosse, der mit mehreren Geschäfts-
anteilen beteiligt ist, kann die Beteiligung mit 
einem oder mehreren seiner weiteren Geschäfts-
anteile zum Schluß eines Geschäftsjahres durch 
schriftliche Erklärung kündigen, soweit er nicht 
nach dem Statut oder einer Vereinbarung mit 
der Genossenschaft zur Beteiligung mit mehre-
ren Geschäftsanteilen verpflichtet ist oder die 
Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen 
Voraussetzung für eine von dem Genossen in 
Anspruch genommene Leistung der Genossen-
schaft war. 

(2) § 65 Abs. 2 bis 4 gilt sinngemäß. In die 
Liste der Genossen ist die Zahl der verbliebe-
nen weiteren Geschäftsanteile sowie der Zeit-
punkt einzutragen, von dem an der Genosse nur 
noch mit diesen Geschäftsanteilen beteiligt ist." 

37. In § 69 wird folgender neuer Absatz 3 einge-
fügt: 

„ (3) In den Fällen des § 67a ist die Kündi-
gung des Genossen, wenn sie während der letz- 
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ten sechs Wochen des Geschäftsjahres erfolgt 
ist, ohne Verzug dem Gericht einzureichen." 

38. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 werden nach 
den Worten „hat er" die Worte „vorbehalt-
lich des Absatzes 3" eingefügt. 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Das Statut kann Genossen, die ihren 
Geschäftsanteil voll eingezahlt haben, für 
den Fall des Ausscheidens einen Anspruch 
auf Auszahlung eines Anteils an den in der 
Jahresbilanz ausgewiesenen anderen Re-
servefonds der Genossenschaft (§ 33d Abs. 1 
B II 2) einräumen. Das Statut kann den An-
spruch von einer Mindestdauer der Mit-
gliedschaft der Genossen abhängig machen, 
ihn auf einen zu diesem Zweck zu bildenden 
Reservefonds beschränken sowie weitere 
Erfordernisse aufstellen und Beschränkun-
gen des Anspruchs vorsehen. Für die Aus-
zahlung des Anspruchs gilt Absatz 2 Satz 2 
Halbsatz 1." 

39. § 74 erhält folgende Fassung: 

„§ 74 

Der Anspruch des ausgeschiedenen Genossen 
auf Auszahlung des Geschäftsguthabens und 
eines Anteils an den anderen Reservefonds ver-
jährt in zwei Jahren." 

40. In § 76 wird folgender neuer Absatz 5 einge-
fügt: 

„(5) Darf sich nach dem Statut ein Genosse 
mit mehr als einem Geschäftsanteil beteiligen, 
so gelten diese Vorschriften mit der Maßgabe, 
daß die Übertragung des Geschäftsguthabens 
auf einen anderen Genossen zulässig ist, so-
fern das Geschäftsguthaben des Erwerbers nach 
Zuschreibung des Geschäftsguthabens des Ver-
äußerers den Gesamtbetrag der Geschäfts-
anteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist 
oder sich beteiligt, nicht übersteigt. Die schrift-
liche Versicherung des Vorstands nach Absatz 2 
ist darauf zu richten, daß das Geschäftsguthaben 
des Erwerbers nach Zuschreibung des Geschäfts-
guthabens des Veräußerers den Gesamtbetrag 
der Geschäftsanteile des Erwerbers nicht über-
steigt." 

41. § 77 erhält folgende Fassung: 

„§ 77 

(1) Mit dem Tode des Genossen geht die Mit-
gliedschaft auf den Erben über. Sie endet mit 
dem Schluß des Geschäftsjahres, in dem der 
Erbfall eingetreten ist. Mehrere Erben können 
das Stimmrecht in der Generalversammlung nur 

durch einen gemeinschaftlichen Vertreter aus-
üben. 

(2) Das Statut kann bestimmen, daß im Falle 
des Todes eines Genossen dessen Mitgliedschaft 
in der Genossenschaft durch dessen Erben fort-
gesetzt wird. Das Statut kann die Fortsetzung 
der Mitgliedschaft von persönlichen Vorausset-
zungen des Rechtsnachfolgers abhängig machen. 
Für den Fall der Beerbung des Erblassers durch 
mehrere Erben kann auch bestimmt werden, daß 
die Mitgliedschaft endet, wenn sie nicht inner-
halb einer im Statut festgesetzten Frist einem 
Miterben allein überlassen worden ist. 

(3) Bei Beendigung der Mitgliedschaft des 
Erben gelten § 70 Abs. 1, §§ 71 bis 75 entspre-
chend. Die Fortsetzung der Mitgliedschaft durch 
einen oder mehrere Erben ist auf Anmeldung 
des Vorstands in der Liste der Genossen zu 
vermerken; § 15 Abs. 4, §§ 71, 72, 76 Abs. 4 
gelten sinngemäß." 

42. Nach § 77 wird folgender neuer § 77a eingefügt: 

„§ 77a 

Wird eine juristische Person oder eine Han-
delsgesellschaft aufgelöst oder erlischt sie, so 
endet die Mitgliedschaft mit dem Abschluß des 
Geschäftsjahres, in dem die Auflösung oder das 
Erlöschen wirksam geworden ist. Im Falle der 
Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft 
bis zum Schluß des Geschäftsjahres durch den 
Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt." 

43. § 78 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„der Beschluß bedarf einer Mehrheit, die min-
destens drei Viertel der abgegebenen Stimmen 
umfaßt." 

44. §§ 78a, 78b werden aufgehoben. 

45. § 79a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„der Beschluß bedarf einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel der abgegebenen 
Stimmen umfaßt." 

b) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 3 ein-
gefügt: 

„Die Fortsetzung kann nicht beschlossen 
werden, wenn die Genossen nach § 87a 
Abs. 2 zu Zahlungen herangezogen worden 
sind." 

46. § 83 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auch eine juristische Person kann Liqui-
dator sein." 
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47. § 85 Abs. 1 Satz 3 wird gestrichen. 

48. § 87a erhält folgende Fassung: 

„§ 87a 

(1) Ergibt sich bei Aufstellung der Liquida-
tionseröffnungsbilanz, einer späteren Jahres-
bilanz oder einer Zwischenbilanz oder ist bei 
pflichtmäßigem Ermessen anzunehmen, daß das 
Vermögen auch unter Berücksichtigung fälliger, 
rückständiger Einzahlungen die Schulden nicht 
mehr deckt, so kann die Generalversammlung 
beschließen, daß die Genossen, die ihren Ge-
schäftsanteil noch nicht voll eingezahlt haben, 
zu weiteren Einzahlungen auf den Geschäfts-
anteil verpflichtet sind, soweit dies zur Dek-
kung des Fehlbetrages erforderlich ist. Der Be-
schlußfassung der Generalversammlung stehen 
abweichende Bestimmungen des Statuts nicht 
entgegen. 

(2) Reichen die weiteren Einzahlungen auf 
den Geschäftsanteil zur Deckung des Fehlbe-
trages nicht aus, so kann die Generalversamm-
lung beschließen, daß die Genossen nach dem 
Verhältnis ihrer Geschäftsanteile weitere Zah-
lungen zu leisten haben, soweit es zur Deckung 
des Fehlbetrages erforderlich ist. Für Genossen-
schaften, bei denen die Genossen keine Nach-
schüsse zur Konkursmasse zu leisten haben, gilt 
dies nur, wenn das Statut es bestimmt. Ein Ge-
nosse kann zu weiteren Zahlungen höchstens 
bis zu dem Betrag in Anspruch genommen wer-
den, der dem Gesamtbetrag seiner Geschäfts-
anteile entspricht. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Bei Feststellung des Verhältnisses der 
Geschäftsanteile und des Gesamtbetrages der 
Geschäftsanteile gelten als Geschäftsanteile 
eines Genossen auch die Geschäftsanteile, die 
er entgegen den Bestimmungen des Statuts über 
eine Pflichtbeteiligung noch nicht übernommen 
hat. 

(3) Die Beschlüsse bedürfen einer Mehrheit, 
die mindestens drei Viertel der abgegebenen 
Stimmen umfaßt. Das Statut kann eine größere 
Mehrheit und weitere Erfordernisse bestimmen. 

(4) Die Beschlüsse dürfen nicht gefaßt wer-
den, wenn das Vermögen auch unter Berück-
sichtigung der weiteren Zahlungspflichten die 
Schulden nicht mehr deckt." 

49. Nach § 87a wird folgender neuer § 87b einge-
fügt: 

„§ 87b 

Nach Auflösung der Genossenschaft können 
weder der Geschäftsanteil noch die Haftsumme 
erhöht werden." 

50. § 90 Abs. 3 wird aufgehoben. 

51. In § 91 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 ein-
gefügt: 

„Waren die Genossen nach § 87a Abs. 2 zu 
Zahlungen herangezogen worden, so sind zu-
nächst diese Zahlungen nach dem Verhältnis der 
geleisteten Beträge zu erstatten." 

Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

52. § 93m wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 werden nach 
den Worten „hat er" die Worte „vorbehalt-
lich des § 73 Abs. 3" eingefügt. 

b) Absatz 1 Satz 4 Halbsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Ansprüche bind binnen sechs Monaten 
seit der Verkündung zu befriedigen;". 

c) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Reichen die Geschäftsguthaben und die in 
der Schlußbilanz ausgewiesenen Rücklagen 
zur Deckung eines in dieser Bilanz ausge-
wiesenen Verlustes nicht aus, so hat der 
kündigende Genosse den anteiligen Fehl-
betrag an die übernehmende Genossenschaft 
zu zahlen, wenn und soweit er im Falle des 
Konkurses Nachschüsse an die übertragende 
Genossenschaft zu leisten gehabt hätte." 

53. Nach § 93r wird folgender neuer § 93s einge-
fügt: 

„§ 93s 

(1) Genossenschaften gleicher Haftart kön-
nen unter Ausschluß der Liquidation durch Bil-
dung einer neuen Genossenschaft in der Weise 
vereinigt (verschmolzen) werden, daß das Ver-
mögen der Genossenschaften (übertragende Ge-
nossenschaften) als Ganzes auf eine neue Ge-
nossenschaft (übernehmende Genossenschaft) 
übergeht (Verschmelzung durch Neubildung). 

(2) Für die Errichtung der neuen Genossen-
schaft durch die sich vereinigenden Genossen-
schaften gelten die Vorschriften des Ersten Ab-
schnitts mit folgenden Maßgaben: 

1. Das Statut der neuen Genossenschaft ist 
durch sämtliche Mitglieder der Vorstände 
der sich vereinigenden Genossenschaften 
aufzustellen und zu unterzeichnen. 

2. Die Vorstände der sich vereinigenden Ge-
nossenschaften bestellen den ersten Auf-
sichtsrat der neuen Genossenschaft. Das 
gleiche gilt für die Bestellung des ersten 
Vorstands, sofern nicht durch das Statut der 
neuen Genossenschaft an die Stelle der 
Wahl durch die Generalversammlung eine 
andere Art der Bestellung des Vorstands 
festgesetzt ist. 

3. Das Statut der neuen Genossenschaft sowie 
die Bestellung des ersten Vorstands und des 
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ersten Aufsichtsrats bedürfen der Zustim-
mung der Generalversammlungen der sich 
vereinigenden Genossenschaften, die Bestel-
lung des ersten Vorstands jedoch nur, wenn 
dieser von den Vorständen der sich ver-
einigenden Genossenschaften bestellt wor-
den ist. 

(3) Die Vorstände der sich vereinigenden Ge-
nossenschaften haben die neue Genossenschaft 
bei dem Gericht, in dessen Bezirk sie ihren Sitz 
haben soll, zur Eintragung in das Genossen-
schaftsregister anzumelden. Mit der Eintragung 
der neuen Genossenschaft geht das Vermögen 
der sich vereinigenden Genossenschaften ein-
schließlich der Verbindlichkeiten auf die neue 
Genossenschaft über. Die sich vereinigenden 
Genossenschaften erlöschen mit der Eintragung. 
Einer besonderen Löschung der sich vereinigen-
den Genossenschaften bedarf es nicht. Die Ge-
nossen der sich vereinigenden Genossenschaften 
erwerben mit der Eintragung die Mitgliedschaft 
bei der neuen Genossenschaft mit allen Rechten 
und Pflichten. Im übrigen gelten für die Ver-
schmelzung durch Neubildung § 93a Abs. 2, 
§§ 93b bis 93d, § 93e Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 
und 4, §§ 93f und 93g, § 93h Abs. 2 bis 4, §§ 93i 
bis 93n und §§ 93p bis 93r sinngemäß." 

54. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Verweisung auf § 131 
durch die Verweisung auf § 119 ersetzt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Betrifft bei einer Genossenschaft, bei 
der die Genossen beschränkt auf eine Haft-
summe Nachschüsse zur Konkursmasse zu 
leisten haben, der Mangel die Bestimmungen 
über die Haftsumme, so darf durch die zur 
Heilung des Mangels beschlossenen Be-
stimmungen der Gesamtbetrag der von den 
einzelnen Genossen übernommenen Haftung 
nicht vermindert werden." 

55. § 98 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Konkursverfahren über das Ver-
mögen einer Genossenschaft findet statt 

1. im Falle der Zahlungsunfähigkeit; 

2. bei einer Genossenschaft, bei der die Ge-
nossen Nachschüsse bis zu einer Haftsumme 
zu leisten haben, auch in Fällen, in denen 
das Vermögen die Schulden nicht mehr deckt 
(Überschuldung) und die Überschuldung ein 
Viertel des Gesamtbetrages der Haftsummen 
aller Genossen übersteigt; 

3. bei einer Genossenschaft, bei der die Ge-
nossen keine Nachschüsse zu leisten haben, 
und bei einer aufgelösten Genossenschaft 
auch im Falle der Überschuldung." 

56. § 99 erhält folgende Fassung: 

„§ 99 

(1) Wird die Genossenschaft zahlungsunfä-
hig, so hat der Vorstand, bei einer aufgelösten 
Genossenschaft der Liquidator, ohne schuldhaf-
tes Zögern, spätestens aber drei Wochen nach 
Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Eröffnung 
des Konkursverfahrens oder die Eröffnung des 
gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu beantra-
gen. Dies gilt sinngemäß, wenn sich bei Auf-
stellung der Jahresbilanz oder einer Zwischen-
bilanz ergibt oder bei pflichtmäßigem Ermes-
sen anzunehmen ist, daß eine Überschuldung 
besteht, die für die Genossenschaft Konkurs-
grund nach § 98 Abs. 1 ist. Der Antrag ist nicht 
schuldhaft verzögert, wenn der Vorstand die Er-
öffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Geschäftsleiters einer Genossenschaft 
betreibt. 

(2) Der Vorstand darf keine Zahlung mehr 
leisten, sobald die Genossenschaft zahlungs-
unfähig geworden ist oder sich eine Überschul-
dung ergeben hat, die für die Genossenschaft 
Konkursgrund nach § 98 Abs. 1 ist. Dies gilt 
nicht für Zahlungen, die auch nach diesem Zeit-
punkt mit der Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Geschäftsleiters einer Genos-
senschaft vereinbar sind." 

57. § 105 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Soweit die Konkursgläubiger wegen 
ihrer bei der Schlußverteilung (Konkurs-
ordnung § 161) berücksichtigten Forderungen 
aus dem zur Zeit der Eröffnung des Konkurs-
verfahrens vorhandenen Vermögen der Ge-
nossenschaft nicht befriedigt werden, sind 
die Genossen verpflichtet, Nachschüsse zur 
Konkursmasse zu leisten, es sei denn, daß 
das Statut die Nachschußpflicht ausschließt." 

b) In Absatz 4 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Das gleiche gilt für Zahlungen der Ge-
nossen aufgrund des § 87a Abs. 2 nach Er-
stattung der in Satz 1 bezeichneten Zahlun-
gen." 

58. § 118 wird aufgehoben. 

59. Der Achte Abschnitt erhält die Überschrift 
„Haftsumme" ; die Zwischenüberschriften des 
Abschnitts entfallen. 

60. § 119 erhält folgende Fassung: 

„§ 119 

Bestimmt das Statut, daß die Genossen be-
schränkt auf eine Haftsumme Nachschüsse zur 
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Konkursmasse zu leisten haben, so darf die 
Haftsumme im Statut nicht niedriger als der Ge-
schäftsanteil festgesetzt werden." 

61. § 120 erhält folgende Fassung: 

„§ 120 

Für die Herabsetzung der Haftsumme gilt 
§ 22 Abs. 1 bis 3 sinngemäß." 

62. § 121 erhält folgende Fassung: 

„§ 121 

Ist ein Genosse mit mehr als einem Geschäfts-
anteil beteiligt, so erhöht sich die Haftsumme, 
wenn sie niedriger als der Gesamtbetrag der 
Geschäftsanteile ist, auf den Gesamtbetrag. Das 
Statut kann einen noch höheren Betrag festset-
zen. Es kann auch bestimmen, daß durch die 
Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen eine 
Erhöhung der Haftsumme nicht eintritt." 

63. Die §§ 131 bis 145 werden aufgehoben. 

64. Der Neunte Abschnitt erhält die Überschrift 
„Straf- und Bußgeldvorschriften". 

65. § 147 erhält folgende Fassung: 

„§ 147 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Mit-
glied des Vorstands oder als Liquidator in einer 
schriftlichen Versicherung 

1. nach § 69 Abs. 1 Satz 2 oder § 931 Abs. 1 
Satz 2 über eine Kündigung der Mitglied-
schaft oder einzelner Geschäftsanteile, 

2. nach § 15b Abs. 3 Satz 2 über eine Beteili-
gung mit weiteren Geschäftsanteilen, 

3. nach § 76 Abs. 2 oder Abs. 5 Satz 2 über die 
Höhe eines übertragenen Geschäftsgutha-
bens oder 

4. nach § 79a Abs. 5 Satz 2 über den Beschluß 
zur Fortsetzung der Genossenschaft falsche 
Angaben macht oder wesentliche Umstände 
verschweigt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Mitglied 
des Vorstands oder des Aufsichtsrats oder als 
Liquidator 

1. die Verhältnisse der Genossenschaft in Dar-
stellungen oder Übersichten über den Ver-
mögensstand, die Mitglieder oder die Haft-
summen, in Vorträgen oder Auskünften in 
der Generalversammlung unrichtig wieder-
gibt oder verschleiert, 

2. in Aufklärungen oder Nachweisen, die nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes einem Prü-

fer der Genossenschaft zu geben sind, falsche 
Angaben macht oder die Verhältnisse der 
Genossenschaft unrichtig wiedergibt oder 
verschleiert." 

66. § 148 erhält folgende Fassung: 

„§ 148 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer es als 
Mitglied des Vorstands oder als Liquidator un-
terläßt, 

1. entgegen § 33i bei einem Verlust, der durch 
die Hälfte des Gesamtbetrages der Ge-
schäftsguthaben und die Reservefonds nicht 
gedeckt ist, die Generalversammlung einzu-
berufen und ihr dies anzuzeigen, 

2. entgegen § 99 Abs. 1 bei Zahlungsunfähig-
keit oder Überschuldung die Eröffnung des 
Konkursverfahrens oder des gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens zu beantragen. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe." 

67. § 149 wird aufgehoben. 

68. § 150 erhält folgende Fassung: 

„§ 150 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Prü-
fer oder als Gehilfe eines Prüfers über das Er-
gebnis der Prüfung falsch berichtet oder erheb-
liche Umstände im Bericht verschweigt. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu be-
reichern oder einen anderen zu schädigen, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren." 

69. § 151 erhält folgende Fassung: 

„§ 151 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer ein Geheim-
nis der Genossenschaft, namentlich ein Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als 

1. Mitglied des Vorstands oder des Aufsichts-
rats oder Liquidator oder 

2. Prüfer oder Gehilfe eines Prüfers 

bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu be-
reichern oder einen anderen zu schädigen, so 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren. 
Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in 
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Absatz 1 bezeichneten Art, namentlich ein Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 bekannt-
geworden ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag der Genos-
senschaft verfolgt. Der Antrag kann zurück-
genommen werden. Hat ein Mitglied des Vor-
stands oder ein Liquidator die Tat begangen, so 
ist der Aufsichtsrat, hat ein Mitglied des Auf-
sichtsrats die Tat begangen, so sind der Vor-
stand oder die Liquidatoren antragsberechtigt." 

70. Nach § 151 wird folgender neuer § 152 einge-
fügt: 

„§ 152 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. besondere Vorteile als Gegenleistung dafür 
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 
daß er bei einer Abstimmung in der General-
versammlung oder der Vertreterversamm-
lung oder bei der Wahl der Vertreter nicht 
oder in einem bestimmten Sinne stimme 
oder 

2. besondere Vorteile als Gegenleistung dafür 
anbietet, verspricht oder gewährt, daß je-
mand bei einer Abstimmung in der General-
versammlung oder der Vertreterversamm-
lung oder bei der Wahl der Vertreter nicht 
oder in einem bestimmten Sinne stimme. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden." 

71. § 154 wird aufgehoben. 

72. § 156 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Eine gerichtliche Bekanntmachung von Ein-
tragungen findet nur gemäß §§ 12, 16 Abs. 5, 
§ 28 Abs. 1 Satz 3, § 42 Abs. 1 Satz 3, § 51 Abs. 5 
sowie in den Fällen des § 22 Abs. 1, des § 22a 
Abs. 1, des § 82 Abs. 1, des § 97 und der Ver-
schmelzung und Umwandlung von Genossen-
schaften und nur durch den Bundesanzeiger 
statt." 

73. In § 157 Abs. 2 wird die Verweisung auf § 33 
Abs. 2 durch die Verweisung auf § 33 Abs. 3 
und 4 ersetzt. 

74. § 158 erhält folgende Fassung: 

„§ 158 

Das Gericht (§ 10) hat die Eintragung der 
Auflösung der Genossenschaft, die Verschmel-
zung von Genossenschaften sowie die Eröffnung 
des Konkursverfahrens zu dem Genossen-
schaftsregister einer jeden Zweigniederlassung 
mitzuteilen." 

75. § 160 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Verweisung auf § 8 
Abs. 2 gestrichen. 

b) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„In gleicher Weise sind die Mitglieder des 
Vorstands und die Liquidatoren zur Befol-
gung der in § 33 Abs. 2 bis 4, §§ 47, 48 
Abs. 2, § 51 Abs. 4 und 5, §§ 84, 85 Abs. 2, 
§§ 89, 157 Abs. 2 enthaltenen Vorschriften 
sowie die Mitglieder des Vorstands und des 
Aufsichtsrats und die Liquidatoren dazu an-
zuhalten, dafür zu sorgen, daß die Genos-
senschaft nicht länger als drei Monate ohne 
oder ohne beschlußfähigen Aufsichtsrat ist." 

Artikel 2 

Übergangsvorschriften 

§1 

(1) Eine bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestehende Genossenschaft darf einen nach § 3 
Abs. 3 des Genossenschaftsgesetzes in der Fassung 
dieses Gesetzes nicht mehr zulässigen Zusatz zu 
ihrer Firma bis zur ersten Änderung des Statuts 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, längstens 
jedoch bis zum 31. Dezember 1973 weiterführen. 

(2) Eine Generalversammlung, die vor dem 1. Ja-
nuar 1974 stattfindet, kann die Änderung der Firma 
nach Absatz 1 mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen beschließen. 

§2 

Der Angaben nach § 25a des Genossenschafts-
gesetzes in der Fassung des Artikels 1 Nr. 16 bedarf 
es nicht, wenn Genossenschaften Vordrucke für 
Geschäftsbriefe, die sie vor der Verkündung dieses 
Gesetzes angeschafft haben, vor dem 31. Dezember 
1973 verbrauchen. 

Artikel 3 

Änderungen anderer Gesetze 

§1 

§ 30 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs erhält fol-
gende Fassung: 

„ (1) Jede neue Firma muß sich von allen an 
demselben Ort oder in derselben Gemeinde be-
reits bestehenden und in das Handelsregister 
oder in das Genossenschaftsregister eingetragenen 
Firmen deutlich unterscheiden." 

§2 
§ 53 Abs. 3 des Gesetzes über die Beaufsichtigung 

der privaten Versicherungsunternehmen und Bau- 
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sparkassen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
28. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1513), erhält 
folgende Fassung: 

„ (3) Soll nach der Satzung ein Aufsichtsrat be-
stellt werden, so gelten dafür entsprechend § 34 
Abs. 1 und 2 Satz 1 und Abs. 6, § 36 Abs. 2 und 3, 
§§ 37 bis 40 des Genossenschaftsgesetzes." 

§3 

Das Aktiengesetz wird wie folgt geändert: 

1. In § 385m Abs. 1 werden die Worte „Genossen-
schaft mit beschränkter Haftpflicht" ersetzt durch 
„eingetragene Genossenschaft". 

2. § 385q erhält folgende Fassung: 

„§ 385q 

Wird über das Vermögen der Aktiengesell-
schaft innerhalb von zwei Jahren nach dem Tage, 
an dem die Eintragung der Umwandlung in das 
Handelsregister nach § 10 des Handelsgesetz-
buchs als bekannt gemacht gilt, das Konkursver-
fahren eröffnet, so ist jeder Genosse, der nach 
§ 385p Abs. 1 Aktionär geworden war, im Rah-
men des Statuts (§ 2 Abs. 2 des Gesetzes betref-

fend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-
ten) zu Nachschüssen verpflichtet, auch wenn er 
seine Aktie veräußert hat. §§ 105 bis 115a, 116 
und 117 des Gesetzes betreffend die Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften gelten sinnge-
mäß." 

§4 

Wo in gesetzlichen Vorschriften auf die durch 
Artikel 1 aufgehobenen oder geänderten Vorschrif-
ten des Genossenschaftsgesetzes verwiesen ist, 
treten, soweit nichts anderes bestimmt ist, die ent-
sprechenden Vorschriften des Genossenschafts-
gesetzes in der Fassung des Artikels 1 an ihre Stelle. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 

A. 

Allgemeines 

Das Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. S. 810), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 28. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1513) — im folgenden als 
„GenG" zitiert —, stammt im wesentlichen aus dem 
Jahre 1889 (Gesetz vom 1. Mai 1889, Reichsgesetzbl. 
S. 55). Das Gesetz hat sich als Rahmenregelung für 
Genossenschaften verschiedenster Art bewährt. Die 
seit 1889 vorgenommenen Änderungen und Ergän-
zungen (so die Abschaffung des unmittelbaren Haf-
tungszugriffes auf die Genossen, die Neuregelung 
des Prüfungswesens) haben die Grundzüge des Ge-
setzes unberührt gelassen. Ungeachtet der Bewäh-
rung der Grundsätze, auf denen das Gesetz beruht, 
hat es an Bemühungen um eine Neugestaltung des 
Genossenschaftsrechts nicht gefehlt. So ist schon 
im Jahre 1939 auf der Grundlage von wissenschaft-
lichen und rechtspolitischen Vorarbeiten im Reichs-
justizministerium der Entwurf eines neuen Genos-
senschaftsgesetzes ausgearbeitet worden. Nur auf 
die Kriegsumstände ist es zurückzuführen, daß er 
nicht Gesetz geworden ist. 

Im Februar 1962 hat das Bundesministerium der 
Justiz einen Referentenentwurf eines neuen Genos-
senschaftsgesetzes nebst Erläuterungen vorgelegt. 
Bei der Ausarbeitung des Entwurfs wurden die Be-
ratungen einer Sachverständigenkommission berück-
sichtigt, die auf Grund von Entschließungen des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates im 
Herbst 1954 einberufen worden war und bis Juni 
1958 alle wesentlichen Reformfragen erörtert hat. 
Widerstände gegen den Referentenentwurf haben 
dazu geführt, daß die gesetzgeberischen Arbeiten 
nicht weiterverfolgt wurden. 

In den letzten Jahren sind die im Freien Ausschuß 
zusammengeschlossenen Spitzenverbände der Ge-
nossenschaften zu der Erkenntnis gelangt, daß eine 
Modernisierung des GenG in bestimmten Punkten 
unaufschiebbar geworden sei. Hierzu hat der Freie 
Ausschuß Vorschläge gemacht. 

In Würdigung der berechtigten Grundanliegen des 
Freien Ausschusses greift der Entwurf in weitem 
Umfang die Anregungen der Spitzenverbände der 
Genossenschaften auf. Darüber hinaus sieht er einige 
damit in engem Zusammenhang stehende oder aus 
allgemeinen rechtspolitischen Erwägungen dringliche 
Gesetzesänderungen vor. Der Entwurf beschränkt 
sich bewußt auf eine Novelle zum GenG, um zu er-
reichen, daß die Neuregelung möglichst noch in die-
ser Legislaturperiode von den gesetzgebenden Kör-
perschaften verabschiedet werden kann. Dies bedeu-

tet zwar, daß es in so wichtigen Bereichen wie etwa 
der Rechnungslegung oder der Prüfung zunächst im 
wesentlichen beim geltenden Recht bleibt. Eine Ge-
samtreform des Gesetzes wäre aber, auch wenn eine 
Einigung über alle dabei zu entscheidenden Fragen 
herbeigeführt werden könnte, erst nach länger dau-
ernden Vorarbeiten möglich. Die Überlegungen über 
eine völlige Neugestaltung des GenG werden daher 
erst nach dem Inkrafttreten der Novelle weiterzu-
führen sein. 

Der Entwurf sieht im wesentlichen folgende Ände-
rungen des geltenden Rechts vor: 

1. Die Genossenschaften sollen künftig in ihrem 
Statut die Nachschußpflicht der Genossen im 
Konkurs ganz ausschließen können (§ 2 Abs. 2). 
In Zukunft solle es keine verschiedenen Typen 
der Genossenschaften mehr geben, wie jetzt die 
„eingetragene Genossenschaft mit unbeschränk-
ter Haftpflicht" oder die „eingetragene Genos-
senschaft mit beschränkter Haftpflicht", sondern 
nur noch eine „eingetragene Genossenschaft". 

2. § 8 Abs. 2 (Beschränkung der Kreditgenossen-
schaften auf die Kreditgewährung an Mitglie-
der) soll als nicht mehr zeitgerecht aufgehoben 
werden. 

3. Änderungen des Statuts sollen nach der Neu-
fassung des § 16 mit qualifizierter Mehrheit 
auch in Fällen beschlossen werden können, in 
denen die Rechtsprechung bisher die Zustim-
mung aller Genossen fordert. Ein dabei über-
stimmter Genosse soll nach § 67 a ein außer-
ordentliches Kündigungsrecht erhalten. 

4. Künftig soll die Verzinsung der Geschäftsgut-
haben durch § 21 a zugelassen sein. 

5. Durch eine Änderung des § 27 Abs. 1 soll die 
Stellung des Vorstandes gegenüber der Gene-
ralversammlung wesentlich verstärkt werden. 

6. Bei Verlust aller Rücklagen und der Hälfte der 
Geschäftsguthaben muß der Vorstand künftig 
die Generalversammlung einberufen (§ 33 i). 

7. Die Vorschriften über die Verantwortlichkeit 
der Mitglieder des Vorstands und des Auf-
sichtsrats sollen neu gestaltet werden (§§ 34, 41). 

8. Auch eine Genossenschaft soll künftig Prokura 
und Generalhandlungsvollmacht erteilen kön-
nen (§ 42). 

9. Genossen, welche die Genossenschaft beson-
ders fördern, sollen nach § 43 Abs. 3 Mehr-
stimmrechte eingeräumt werden können. 

10. Die Zeiträume, für die Genossenschaften zu 
prüfen sind, sollen durch Änderungen des § 53 
so geregelt werden, daß der Prüfungsverband 
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sich künftig in erster Linie der Prüfung größerer 
Genossenschaften mit der erforderlichen Inten-
sität widmen kann. 

11. § 56 Abs. 1 Satz 2 (Ruhen des Prüfungsrechts 
des Prüfungsverbandes in Fällen der Befangen-
heit) wird neu geregelt. 

12. Bei jedem Prüfungsverband muß in Zukunft 
grundsätzlich ein Wirtschaftsprüfer tätig sein 
(§ 63 g Abs. 5). 

13. In Änderung des § 65 soll das Statut bei jeder 
Genossenschaft eine Kündigungsfrist bis zu 
fünf Jahren vorsehen können. Genossen, de-
nen die Einhaltung dieser Frist aus persön-
lichen oder wirtschaftlichen Gründen nicht zu-
gemutet werden kann, sollen ein außerordent-
liches Kündigungsrecht haben. 

14. Auch die Beteiligung mit einzelnen Geschäfts-
anteilen kann nach dem Entwurf gekündigt wer-
den (§ 67 b). 

15. Ausgeschiedenen Genossen, denen bisher nur 
das Geschäftsguthaben ausgezahlt wird, soll 
durch das Statut unter darin zu bestimmenden 
Beschränkungen auch ein Anteil an freien Rück-
lagen der Genossenschaft gewährt werden dür-
fen. 

16. Im Todesfalle kann die Mitgliedschaft nach 
Maßgabe des Statuts künftig auf einen Erben 
übergehen (§ 77 Abs. 2). Auch das Ausscheiden 
einer aufgelösten juristischen Person oder Han-
delsgesellschaft aus der Genossenschaft soll 
gesetzlich geregelt werden (§ 77 a). 

17. Nach einer Neufassung des § 87 a können Ge-
nossen einer aufgelösten Genossenschaft bis zur 
Höhe ihrer Geschäftsanteile zu weiteren Zah-
lungen herangezogen werden, wenn dadurch 
ein Konkurs der Genossenschaft vermieden 
werden kann. 

18. Ein neuer § 93 s soll die Verschmelzung von Ge-
nossenschaften durch Neubildung zulassen. 

19. In § 98 Abs. 1 werden die Voraussetzungen, 
unter denen der Vorstand Konkurs der Genos-
schenschaft beantragen muß, zusammengefaßt. 
§ 99 enthält Vorschriften über die Verpflichtung 
des Vorstands zur rechtzeitigen Beantragung 
des Konkurses oder des Vergleichsverfahrens. 

20. Der bisherige Achte Abschnitt („Besondere Be-
stimmungen") kann mit Rücksicht darauf, daß 
das Gesetz nicht mehr — wie im Jahre 1889 — 
vom Typ der eingetragenen Genossenschaft mit 
unbeschränkter Haftpflicht ausgeht, sondern nur 
noch eine „eingetragene Genossenschaft" kennt, 
nicht beibehalten werden. Verschiedene Vor-
schriften dieses Abschnitts haben ihren Platz an 
anderen Stellen des Gesetzes gefunden. Der 
Achte Abschnitt enthält künftig nur noch Vor-
schriften über die Haftsumme. 

21. Die — weitgehend veralteten — Strafvorschrif-
ten des GenG sollen neu gestaltet werden 
(§§ 147, 148, 151 bis 152). 

B. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Artikels 1 
des Entwurfs 

1. Zu Nr. 1 = Neufassung des § 2 GenG 

§ 2 Abs. 1 ist als klarstellende Vorschrift § 1 
Abs. 1 AktG nachgebildet. 

Über die Nachschußpflicht der Genossen im 
Konkurs (im geltenden Recht als „Haftpflicht" 
bezeichnet) entscheidet nach § 2 Abs. 2 wie bis-
her das Statut. Neu ist, daß das Statut der Ge-
nossenschaft von einer Nachschußpflicht ganz 
absehen kann. Die Nachschußpflicht ist für den 
Begriff der Genossenschaft nicht wesentlich. Sie 
ist unter den heutigen Verhältnissen für die 
Dritten, die mit der Genossenschaft in Geschäfts-
beziehung treten, ohne besondere wirtschaft-
liche Bedeutung. Daher kann die Gestaltung der 
Nachschußpflicht der freien Entscheidung der 
Genossen überlassen bleiben. Die bisherige ge-
setzliche Regelung war durch die geschichtliche 
Entwicklung des deutschen Genossenschafts-
rechts bedingt. Ihre Beibehaltung ist nicht ge-
boten. 

In diesem Zusammenhang beseitigt der Entwurf 
auch die Einteilung der Genossenschaften in ver-
schiedene Typen, die sich nach der Nachschuß-
pflicht der Genossen im Konkurs unterscheiden 
(„eingetragene Genossenschaft mit unbeschränk-
ter Haftpflicht", „eingetragene Genossenschaft 
mit beschränkter Haftpflicht"). In Zukunft soll 
es nur die „eingetragene Genossenschaft" ge-
ben (§ 3). 

2. Zu Nr. 2 = Neufassung des § 3 GenG 

§ 3 Abs. 1 entspricht (unter Anpassung an die 
Änderung des § 2) dem geltenden Recht (§ 3 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 GenG). Durch § 3 Abs. 2 
Satz 1 wird für alle Genossenschaften einheit-
lich die Führung der Firma „eingetragene Ge-
nossenschaft" vorgeschrieben und die Abkür-
zung „eG" erlaubt. Andere Abkürzungen sind 
nicht gestattet. § 3 Abs. 2 Satz 2 verweist auf 
§ 30 HGB, der durch Artikel 3 des Entwurfs neu 
gefaßt wird. Hierdurch wird — in Übereinstim-
mung mit der Rechtsprechung — klargestellt, 
daß im Interesse eines wirksamen Schutzes ge-
gen Täuschungen die Verwechslungsfähigkeit 
neu einzutragender Firmen sowohl bei Firmen, 
die in das Handelsregister einzutragen sind, als 
auch bei Firmen, die in das Genossenschafts-
register einzutragen sind, im Verhältnis zu allen 
bereits bestehenden, in beide Register eingetra-
gene Firmen zu prüfen ist. Die Verweisung nur 
auf § 30 HGB bedeutet nicht, daß die übrigen 
firmenrechtlichen Vorschriften des Handels-
gesetzbuches, insbesondere dessen § 18 Abs. 2, 
nicht auch auf Genossenschaften anwendbar sein 
sollten. Insoweit verbleibt es beim gegenwärti-
gen Rechtszustand. 
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§ 3 Abs. 3 verbietet Firmenzusätze, die auf die 
Verpflichtung zur Leistung von Nachschüssen 
hindeuten. Dadurch soll vermieden werden, daß 
Genossenschaften, bei denen keine Nachschuß-
pflicht besteht, gegenüber den anderen Genos-
senschaften, die Nachschußpflichten kennen, be-
nachteiligt werden, weil der Geschäftsverkehr 
aus den Hinweisen auf die Nachschußpflicht 
oder aus dem fehlenden Hinweis sachlich nicht 
gerechtfertigte Schlüsse ziehen könnte. Der Hin-
weis auf die Nachschußpflicht in der Firma ist 
unter dem Gesichtspunkt des Gläubigerschutzes 
nicht erforderlich. Wer eine Geschäftsverbin-
dung mit einer Genossenschaft anknüpft, kann 
sich, wenn er überhaupt auf die Kenntnis von 
Art und Umfang der Nachschußpflicht Wert 
legt, durch Einsicht in das Statut beim Register-
gericht unterrichten. Auch ergibt sich die Nach-
schußpflicht aus jedem — veröffentlichten oder 
dem Gericht eingereichten — Jahresabschluß 
(vgl. auch § 33 Abs. 4, bisher § 139 GenG). 

3. Zu Nr. 3 = Änderung des § 7 GenG 

Die Streichung des § 7 Nr. 1 ist die Folge der 
Neufassung des § 2 Abs. 2. 

4. Zu Nr. 4 = Einfügung eines neuen § 7 a GenG 

§ 7 a Abs. 1 entspricht in der Sache im wesent-
lichen dem bisherigen § 134 GenG. Das Statut 
soll insbesondere, wie bisher, eine Höchstzahl 
von Geschäftsanteilen, die ein Genosse über 
nehmen darf, festsetzen und weitere Vorausset-
zungen für die Beteiligung mit mehreren Ge-
schäftsanteilen aufstellen dürfen. Daß die Betei-
ligung mit weiteren Geschäftsanteilen — ebenso 
wie der Beitritt zur Genossenschaft — in jedem 
Einzelfall darüber hinaus der Zustimmung des 
Vorstands der Genossenschaft bedarf, ergibt sich 
aus § 15 b Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 15 
Abs. 2. 

Aus der allgemein gehaltenen Fassung des § 7 a 
Abs. 1 ergibt sich weiter, daß sich in Abwei-
chung vom bisherigen § 119 GenG auch Genos-
sen einer Genossenschaft, die im Statut eine un-
beschränkte Nachschußpflicht vorgesehen hat, 
mit mehr als einem Geschäftsanteil beteiligen 
können. Auch diesen Genossenschaften muß die 
Kapitalbeschaffung erleichtert werden. Die un-
beschränkte Nachschußpflicht des Genossen in 
Konkurs wird dadurch nicht berührt. 

§ 7 a Abs. 2 ist neu. Die Vorschrift stellt klar, 
daß die Einführung einer Pflichtbeteiligung mit 
mehreren Geschäftsanteilen durch das Statut 
erlaubt ist, und daß die Pflichtbeteiligung ent-
weder für alle Genossen gleich sein muß oder 
nach der Teilnahme der Genossen an den Ein-
richtungen oder anderen Leistungen der Genos-
senschaft oder nach bestimmten wirtschaftlichen 
Merkmalen der Betriebe der Genossen (z. B. 
Umsatz, Betriebsgröße) gestaffelt sein kann. Ge-
nossenschaftsfremde Maßstäbe der Staffelung 
(etwa Höhe des Einkommens, Familienstand 

oder Kinderzahl der Genossen) sollen dagegen 
nicht zulässig sein. 

5. Zu Nr. 5 = Aufhebung des § 8 Abs. 2 GenG 

Den Genossenschaften sind Geschäfte mit Nicht-
mitgliedern nicht grundsätzlich verboten, wenn 
auch der Zweck der Genossenschaft durch die 
Förderung der Mitglieder bestimmt ist (§ 1 
GenG). Genossenschaften, die Geschäfte mit 
Nichtmitgliedern betreiben wollen, müssen dies 
jedoch nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 GenG im Statut 
ausdrücklich zulassen. Auch Nichtmitglieder-
geschäfte können mittelbar zur Erreichung des 
Förderungszwecks beitragen, so etwa wenn 
diese Geschäfte zur vollen Ausnutzung der Ka-
pazität der Einrichtungen der Genossenschaft 
geboten sind (ergänzendes Nichtmitgliederge-
schäft). 

Für Kreditgenossenschaften besteht bisher eine 
Ausnahme: Ihnen ist — bei Meidung einer Ord-
nungsstrafe nach § 160 — durch § 8 Abs. 2 die 
Kreditgewährung an Nichtmitglieder untersagt. 
Diese Vorschrift bezweckte den Schutz der Ge-
nossen. Sie sollten nicht im Wege der Nach-
schußpflicht für notleidende Kredite an Nicht-
mitglieder einstehen müssen. Diese Gefahr ist 
auch, heute nicht auszuschließen. Sie ist aber 
angesichts des Bestehens der Bankenaufsicht 
(Einhaltung von Grundsätzen des Bundesauf-
sichtsamtes für das Kreditwesen bei der Kredit-
gewährung, Meldung von Großkrediten) und 
der — nach modernen Methoden durchgeführten 
— Überwachung der Geschäftsführung durch die 
Prüfungsverbände so gering, daß der Ausschluß 
der Kreditgenossenschaften von der Kreditge-
währung an Nichtmitglieder nicht mehr zwin-
gend geboten ist. Deshalb soll § 8 Abs. 2 als 
eine nicht mehr erforderliche Schutzvorschrift 
aufgehoben werden. Die Generalversammlung 
jeder Kreditgenossenschaft mag nach § 8 Abs. 1 
Nr. 5 entscheiden, ob die Genossenschaft das 
Nichtmitgliedergeschäft betreiben soll und ob 
die Genossen damit die Gefahr notleidender 
Kredite an Nichtmitglieder auf sich nehmen 
wollen. 

6. Zu Nr. 6 = Änderung des § 11 Abs. 2 Nr. 4 
GenG 

Nach § 11 Abs. 2 Nr. 4 hängt die Eintragung 
einer neuen Genossenschaft und damit die 
Rechtsfähigkeit davon ab, daß dem Gericht die 
Bescheinigung eines Prüfungsverbands einge-
reicht wird, wonach die Genossenschaft zum 
Beitritt zugelassen ist. Rechtlich ist umstritten, 
ob und unter welchen Voraussetzungen ein Prü-
fungsverband die Aufnahme einer Genossen-
schaft ablehnen darf. Der Bundesgerichtshof hat 
entschieden, daß die Genossenschaft den Prü-
fungsverband im ordentlichen Rechtsweg auf 
Aufnahme verklagen kann. 

Bei der Vorentscheidung über den Beitritt einer 
Genossenschaft trifft der Prüfungsverband Fest-
stellungen über die persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse der werdenden Genossen- 
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schaft. Dabei handelt es sich in der Sache um 
eine Gründungsprüfung, die im GenG nicht aus-
drücklich geregelt ist. In Zukunft sollen die Er-
wägungen des Prüfungsverbandes über die Auf-
nahme und die Lebensfähigkeit der Genossen-
schaft im Hinblick auf die nach dem neuen § 11 a 
zu treffenden Entscheidungen dem Gericht und 
der Genossenschaft in einer gutachtlichen Äuße-
rung des Verbandes zugänglich gemacht werden. 
Insoweit wird § 11 Abs. 2 Nr. 4 ergänzt. 

7. Zu Nr. 7 = Einfügung eines neuen § 11 a GenG 

§ 11 a Abs. 1 entspricht § 38 Abs. 1 AktG. Das 
Gericht hat alle Voraussetzungen der Eintra-
gung (sachlich in erster Linie nach den §§ 1, 6, 7 
GenG, formell nach § 11 Abs. 2 GenG) zu prü-
fen, also auch das Vorhandensein einer Beschei-
nigung und einer gutachtlichen Äußerung des 
Prüfungsverbandes nach dem neu gefaßten § 11 
Abs. 2 Nr. 4. Fehlt insbesondere die Bescheini-
gung über die Zulassung des Beitritts zum Prü-
fungsverband, so muß die Anmeldung abgelehnt 
werden. 

Erteilt der Prüfungsverband die Bescheinigung 
über die Zulassung des Beitritts, weil er sich 
nicht einer Klage der Genossenschaft auf Auf-
nahme in den Verband oder einem Verfahren 
nach § 27 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen aussetzen will, so steht es ihm 
frei, in seiner gutachtlichen Äußerung etwaige 
Bedenken gegen die Person der von der Ge-
nossenschaft vorgesehenen Verwaltungsträger 
oder in bezug auf die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit der Genossenschaft (etwa wegen un-
genügender Mitgliederzahl oder wegen Fehlens 
eines ausreichenden Eigenkapitals) dem Gericht 
darzulegen. Das Gericht wird die gutachtliche 
Äußerung im Rahmen der ihm nach § 12 FGG 
obliegenden Pflichten prüfen. Hält es die ab-
lehnende Stellungnahme des Prüfungsverban-
des für überzeugend, so trägt es die Genossen-
schaft nicht ein. Vermag sich das Gericht jedoch 
auf Grund der Stellungnahme des Verbandes 
allein keine Überzeugung zu bilden, wird es 
weitere Ermittlungen, etwa durch Einholung 
eines Sachverständigengutachtens, anstellen und 
je nach dem Ergebnis der Ermittlungen die 
Genossenschaft in das Genossenschaftsregister 
eintragen oder ihre Eintragung ablehnen. 

8. Zu Nr. 8 = Neufassung des § 14 Abs. 2 Satz 2 

Die Liste der Genossen ist rechtlich insbeson-
dere für den Erwerb und Verlust der Mitglied-
schaft und auch bei der Durchführung der Nach-
schußpflicht im Konkurs von Bedeutung. Diese 
Bedeutung kommt jedoch nicht der bisher auch 
bei dem Gericht der Zweigniederlassung vor-
handenen Liste der Genossen zu. 

Aus Gründen der Vereinfachung soll daher nach 
dem Entwurf darauf verzichtet werden, auch bei 
dem Gericht der Zweigniederlassung eine Liste 
der Genossen zu führen. Deshalb ist künftig 

die Einreichung einer vom Gericht der Haupt-
niederlassung beglaubigten Liste der Genossen

-

beim Gericht der Zweigniederlassung nicht mehr 
erforderlich. 

9. Zu Nr. 9 = Einfügung der neuen §§ 15 a und 
15 b 

a) Zu § 15 a 

Der neue § 15 a faßt die bisherigen Vor-
schriften über den Wortlaut der Beitritts-
erklärung des Genossen (§§ 120, 131 a GenG) 
zusammen. Dabei wird der Neufassung des 
§ 2 Abs. 2 über die Nachschußverpflichtun-
gen der Genossen Rechnung getragen. 

b) Zu § 15 b 

Die Vorschrift entspricht weitgehend den 
bisherigen §§ 136, 137 GenG. 

Nach Absatz 2 Satz 1 darf der Vorstand — in 
Übereinstimmung mit dem bisherigen § 136 
GenG — die Beteiligung mit weiteren Anteilen 
nicht zulassen, bevor alle Geschäftsanteile, bis 
auf den zuletzt neu übernommenen, voll einge-
zahlt sind. Eine Ausnahme von der Pflicht zur 
Volleinzahlung aller anderen Geschäftsanteile 
ist für die Pflichtbeteiligung mit mehreren Ge-
schäftsanteilen (vgl. den neuen § 7 a Abs. 2) zu-
gelassen worden. Mit dieser Regelung wird ein 
Widerstreit der Pflichten des Genossen gelöst, 
der aufgrund des Statuts mehrere Anteile über-
nehmen muß, zur Leistung der Einzahlungen 
jedoch nicht imstande ist. Dabei ist auch zu 
berücksichtigen, daß der neue § 22 Abs. 4 Satz 2 
(Artikel 1 Nr. 13 des Entwurfs) die vielfach 
gebräuchliche Kreditgewährung zur Beschaffung 
fälliger Einzahlungen verbietet. 

10. Zu Nr. 10 = Änderung des § 16 

a) Im bisherigen § 16 Abs. 2 — ebenso wie in 
einer Reihe von anderen Vorschriften — for-
dert das GenG für die Beschlußfassung die 
Mehrheit der erschienenen Genossen. Wie 
die Mehrheit der erschienenen Genossen bei 
Stimmenthaltungen festzustellen ist, wird in 
Schrifttum und Rechtsprechung nicht einheit-
lich beurteilt. In einem neuen § 43 Abs. 2 
(vgl. Artikel 1 Nr. 27 des Entwurfs) wird 
— in Anlehnung an das Aktiengesetz — vor-
geschrieben, daß allein die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen für die Beschlußfas-
sung zählt; Enthaltungen werden hiernach 
nicht mitgerechnet. Entsprechend dieser all-
gemeinen Vorschrift wird § 16 Abs. 2 bis 4 
geändert. 

b) § 16 Abs. 2 GenG fordert bisher eine Mehr-
heit von mindestens drei Vierteln der Stim-
men nur für die Änderung des Gegenstandes 
des Unternehmens und die Erhöhung des 
Geschäftsanteils. Die gleiche Mehrheit wird 
ferner in § 132 GenG für die Erhöhung der 
Haftsumme und in § 144 GenG für die Urn- 
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wandlung in eine Genossenschaft mit unbe-
schränkter Haftpflicht vorgeschrieben. Durch 
die Nummern 3 bis 7 des neuen § 16 Abs. 2 
wird das Erfordernis einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen auf weitere Fälle erstreckt, wobei 
die besonderen Vorschriften des Marktstruk-
turgesetzes vom 16. Mai 1969 (BGBl. I S. 423) 
hier wie durch andere Vorschriften des GenG 
unberührt bleiben. 

aa) Nr. 3 fordert diese Dreiviertelmehrheit 
für die dem geltenden Recht nicht be-
kannte Einführung oder Erweiterung 
einer Pflichtbeteiligung mit mehreren 
Geschäftsanteilen durch Änderung des 
Statuts. Die Rechtsprechung hat bisher 
für Beschlüsse dieser Art die Zustim-
mung aller Genossen verlangt. Dadurch 
wurde diese Maßnahme, auch wenn sie 
wirtschaftlich geboten war, nicht selten 
unmöglich, da schon die fehlende Zu-
stimmung eines einzigen Genossen sie 
verhinderte. Die Rechtsprechung dürfte 
sich — von formalen rechtlichen Erwä-
gungen abgesehen — davon haben leiten 
lassen, daß eine Überspannung der ge-
nossenschaftlichen Duldungspflicht zu 
Härten für die Genossen führen könne. 
Der Entwurf beugt dieser Gefahr da-
durch vor, daß er einem Genossen, der 
dem Beschluß der Mehrheit widerspro-
chen hat, ein außerordentliches Kündi-
gungsrecht gewährt (s. § 67 a = Artikel 1 
Nr. 36 des Entwurfs). 

bb) Nr. 4 dehnt die zwingende Dreiviertel-
mehrheit über die bisher in §§ 132 und 
144 GenG bereits erfaßten Fälle der Er-
weiterung der Verpflichtung zur Lei-
stung von Nachschüssen auf den — erst 
durch die Zulassung von Genossenschaf-
ten ohne Nachschußpflicht (Artikel 1 
Nr. 1 des Entwurfs) möglich werdenden 
— Fall der nachträglichen Einführung 
einer Nachschußpflicht aus. 

cc) Nach der Neufassung des § 65 Abs. 2 
Satz 3 (Artikel 1 Nr. 35 des Entwurfs) 
kann die Kündigungsfrist durch das 
Statut auf einen Zeitraum von bis zu 
fünf Jahren ausgedehnt werden. Die 
durch eine derartige Statutenänderung 
bewirkte langfristige Bindung ist sehr 
einschneidend für die Genossen. Sie fin-
det nur bedingt einen Ausgleich in dem 
außerordentlichen Kündigungsrecht, 
welches durch § 67 a (Artikel 1 Nr. 36 des 
Entwurfs) gewährt werden soll. Nr. 5 
sieht daher vor, daß für eine Verlänge-
rung der Kündigungsfrist auf mehr als 
ein Jahr eine Mehrheit von drei Vier-
teln der abgegebenen Stimmen erforder-
lich sein soll. 

dd) Nr. 6 schreibt vor, daß die qualifizierte 
Mehrheit des § 16 Abs. 2 auch für die 
Einführung oder Erweiterung der Betei-

ligung ausscheidender Genossen an den 
Reservefonds erreicht werden muß. Die 
durch § 73 Abs. 3 (Artikel 1 Nr. 38 des 
Entwurfs) geschaffene Möglichkeit soll 
nur ausgenutzt werden können, wenn 
die große Mehrheit der Genossen hinter 
der für die Leistungsfähigkeit der Ge-
nossenschaft bedeutsamen Entscheidung 
steht. 

ee) Nr. 7 ist neu. Die Einführung oder Er-
weiterung von Mehrstimmrechten, deren 
Einräumung der Entwurf zulassen will 
(Artikel 1 Nr. 27 des Entwurfs), ist ein 
erheblicher Eingriff in die Rechtsstellung 
der nicht begünstigten Genossen. Des-
halb sollen auch diese Maßnahmen zwin-
gend nur mit Dreiviertelmehrheit be-
schlossen werden können. Wegen des 
Kündigungsrechts widersprechender Ge-
nossen vgl. § 67 a (Artikel 1 Nr. 36 des 
Entwurfs) . 
Hingegen ist für die Abschaffung oder 
Einschränkung eines im Statut vorgese-
henen Mehrstimmrechts eine besondere 
Mehrheit nicht erforderlich; nach § 43 
Abs. 3 Satz 6 (Artikel 1 Nr. 27 des Ent-
wurfs) brauchen hier auch die davon be-
sonders betroffenen Genossen, denen 
Mehrstimmrechte eingeräumt worden 
sind, nicht zuzustimmen. 

c) Änderungen des Statuts hinsichtlich der Ver-
pflichtung der Genossen zur Inanspruch-
nahme von Einrichtungen oder anderen Lei-
stungen der Genossenschaft (also auch Ab-
nahmepflichten) oder zur Leistung von 
Sachen oder Diensten sind bisher — nach der 
Rechtsprechung -- nur mit Zustimmung 
aller Genossen möglich. Diese Regelungen 
des Statuts können für die Genossen von be-
sonderer wirtschaftlicher Tragweite sein. 
Deshalb schreibt die Neufassung des § 16 
Abs. 3 — über Absatz 2 hinausgehend — 
eine Mehrheit von mindestens neun Zehnteln 
der abgegebenen Stimmen vor. Auch hier 
können Genossen, die dem Beschluß wider-
sprochen haben, nach § 67 a kündigen. Von 
einem ausdrücklichen Vorbehalt für § 25 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen in der Fassung der Neubekanntmachung 
vom 3. Januar 1966 (BGBl. I S. 37) wurde ab-
gesehen, weil eine Änderung dieser Vor-
schrift nicht beabsichtigt und auch nicht not-
wendig ist. Nach herrschender Meinung rich-
tet sich § 25 Abs. 2 GWB — anders als § 25 
Abs. 1 GWB — nur gegen rechtswidrige Mit-
tel, mit denen jemand zum Beitritt zu einem 
Kartell veranlaßt werden soll. Der Beschluß 
der Generalversammlung nach § 16 Abs. 3 ist 
jedoch nicht rechtswidrig. 

d) Der neue § 16 Abs. 4 entspricht dem bis-
herigen § 16 Abs. 2 Satz 2 GenG. Änderun-
gen des Statuts, die nicht unter die Absätze 
2 und 3 oder sonstige Vorschriften des Ge-
setzes fallen, die eine größere Mehrheit er- 
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fordern, können also, sofern das Statut dies 
bestimmt, auch mit einer geringeren Mehr-
heit als drei Vierteln der abgegebenen Stim-
men beschlossen werden. 

11. Zu Nr. 11 = Änderung des § 21 Abs. 1 GenG 

Um den Zusammenhang mit dem neuen § 21 a 
(Verzinsung von Geschäftsguthaben) verständ-
lich zu machen, werden in § 21 Abs. 1 die Worte 
„vorbehaltlich des § 21 a" eingefügt. 

12. Zu Nr. 12 = Einfügung eines neuen § 21 a GenG 

Das Verbot der Verzinsung der Geschäftsgut-
haben soll nicht mehr zwingend sein. Das Statut 
soll vielmehr die Zahlung von Zinsen auf die 
Geschäftsguthaben versprechen dürfen. 

(§ 21 a Abs. 1 Satz 1) 

Diese Rechtsänderung ist eine der Maßnahmen, 
mit deren Hilfe die Genossenschaften in den 
Stand gesetzt werden sollen, den Erwerb der 
Mitgliedschaft in Genossenschaften attraktiver 
zu machen und dadurch ihre Kapitalausstattung 
zu verbessern. Die Betriebsmittel, die der Ge-
nossenschaft von den Genossen durch Einzah-
lungen auf den Geschäftsanteil zur Verfügung 
gestellt werden, sind zwar nicht mit dem Kapital 
zu vergleichen, das die Anteilseigner einer 
Kapitalgesellschaft zur Verfügung stellen, um 
einen möglichst hohen Gewinn zu erzielen. Ein 
Genosse, der dazu veranlaßt werden soll, sein 
Geld nicht in einem Sparguthaben anzulegen, 
sondern zur Erfüllung des Förderungszweckes 
der Genossenschaft Einzahlungen auf den Ge-
schäftsanteil zu leisten, wird aber dazu viel eher 
bereit sein, wenn ihm statt eines vom Beschluß 
der Generalversammlung abhängigen Gewinn-
anspruchs in ungewisser Höhe ein Zinsanspruch 
eingeräumt wird. 

Der versprochene Zinssatz soll wegen seiner 
Bedeutung für die Genossen, die im Hinblick auf 
die Verzinsung Geschäftsanteile übernehmen 
oder Einzahlungen darauf leisten, grundsätzlich 
im Statut festgesetzt werden. Das Statut soll sich 
allerdings damit begnügen können, einen Min-
destzinssatz festzusetzen und im übrigen die Be-
stimmung des Zinssatzes jeweils dem Vorstand 
zu überlassen. 

Für die Berechnung der Zinsen ist — entspre-
chend § 19 Abs. 1 Satz 2 GenG — der Stand der 
Geschäftsguthaben am Schluß des Geschäfts-
jahres maßgebend, das dem Jahre vorhergeht, 
für das die Zinsen gezahlt werden (§ 21 a Abs. 1 
Satz 3). Die Auszahlungsfrist von sechs Monaten 
nach Schluß des Geschäftsjahres (§ 21 a Abs. 1 
Satz 4) soll der Genossenschaft die Zinszahlung 
erleichtern. 

§ 21 a Abs. 2 soll zum Schutz der Gläubiger der 
Genossenschaft sicherstellen, daß Zinsen auf die 
Geschäftsguthaben nicht gezahlt zu werden 
brauchen und nicht gezahlt werden dürfen, so-

weit das wegen eingetretener Verluste nur zu 
Lasten des nach § 7 Nr. 4 GenG zu bildenden 
Reservefonds oder der Geschäftsguthaben mög-
lich wäre. 

13. Zu Nr. 13 = Änderung des § 22 

a) Die Vorschrift des neuen Absatzes 4 Satz 2 
soll Mißbräuche ausschließen. Nicht selten, 
besonders 	bei 	Kreditgenossenschaften, 
kommt es vor, daß dem Genossen, der zur 
Einzahlung seines Geschäftsanteils oder wei-
terer Geschäftsanteile nicht imstande ist, die 
Gewährung eines Kredits der Genossenschaft 
angeboten und der Betrag der Einzahlungen 
auf den Geschäftsanteil von dem Kredit ab-
gezogen wird. Mit dieser Kreditgewährung 
zur Erfüllung der Einzahlungspflicht bringt 
die Genossenschaft das Eigenkapital, das der 
Sicherung nicht immer risikofreier Geschäfte 
der Genossenschaft dienen soll, wenigstens 
vorschußweise aus ihren eigenen Mitteln 
auf. Da eine solche Kreditgewährung dem 
Sinn und Zweck der genossenschaftlichen 
Beitragspflicht widerspricht, soll sie künftig 
untersagt sein. 

Vorstandsmitglieder, die entgegen dieser 
Vorschrift Kredit gewähren, können nach 
§ 34 Abs. 2 der Genossenschaft zum Scha-
densersatz verpflichtet sein. Auch wird der 
Prüfungsverband bei der Prüfung der Ge-
schäftsführung Kreditgewährungen, die ge-
gen Satz 2 verstoßen, zu beanstanden haben. 

b) Absatz 5 ist als Folge der Einfügung in Ab-
satz 4 redaktionell geändert. 

14. Zu Nr. 14 = Einfügung der neuen §§ 22 a und 
22 b 

a) Zu § 22 a 

Die Vorschrift regelt den Schutz der Gläubi-
ger und bereits ausgeschiedener Genossen 
bei Änderung der Bestimmungen des Statuts 
über die Nachschußpflicht. Wird die Nach-
schußpflicht durch eine Änderung des Statuts 
auf eine Haftsumme beschränkt oder ganz 
aufgehoben, sollen nach Absatz 1, wie schon 
bisher nach § 143 GenG, die Gläubigerschutz-
vorschriften des § 22 Abs. 1 bis 3 GenG bei 
Herabsetzung des Geschäftsanteils (Bekannt-
machung des Beschlusses durch das Gericht, 
Sicherung oder Befriedigung der Gläubiger, 
die sich melden) sinngemäß angewendet wer-
den. Dies gilt insbesondere auch, wenn eine 
Genossenschaft, die bisher als „Genossen-
schaft mit beschränkter Haftpflicht" errichtet 
worden war, ihr Statut dahin ändert, daß die 
Nachschußpflicht in vollem Umfang wegfällt. 

Absatz 2 knüpft an § 145 Satz 2 GenG an. 
Wer bei Wirksamwerden einer Änderung 
des Statuts, die die Einführung oder Er-
schwerung der Nachschußpflicht vorsieht, 
bereits aus der Genossenschaft ausgeschie- 
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den war, kann nicht in Anwendung der §§ 75, 
76 Abs. 4 und § 115b GenG im Konkurs 
zu den erhöhten Leistungen herangezogen 
werden, die sich aus der Statutenänderung 
ergeben. Vielmehr bleibt der Genosse in 
Anwendung der genannten Vorschriften nur 
zu den Leistungen verpflichtet, die vor der 
Statutenänderung und vor seinem Aus-
scheiden von ihm hätten gefordert werden 
können. 

b) Zu § 22 b 

§ 22 b vereinfacht die Vorschrift des § 133 a 
über die Zerlegung des Geschäftsanteils, 
über die nach wie vor die Generalversamm-
lung entscheiden soll. Eine Zerlegung des 
Geschäftsanteils soll künftig auch zulässig 
sein, wenn das Statut eine unbeschränkte 
Nachschußpflicht der Genossen vorsieht. 

15. Zu Nr. 15 = Neufassung des § 25 

Die Neufassung modernisiert die Vorschriften 
über die Vertretungsmacht der Vorstandsmit-
glieder und die Form der Zeichnung des Vor-
stands. Sie lehnt sich eng an die §§ 78, 79 AktG 
an. 

Den Anforderungen des modernen Geschäfts-
verkehrs entspricht es, daß nunmehr das Statut 
nach dem neuen § 25 Abs. 1 Satz 2 eine von der 
Gesamtvertretungsbefugnis aller Vorstandsmit-
glieder abweichende Regelung unbeschränkt 
treffen und daher auch die Vertretung durch ein 
einzelnes Vorstandsmitglied zulassen kann, 
während im geltenden Recht zwingend vorge-
schrieben ist, daß die Genossenschaft bei Ab-
gabe von Willenserklärungen wenigstens durch 
zwei Vorstandsmitglieder vertreten sein muß 
(§ 25 Abs. 1 Satz 3 GenG). Mit Rücksicht darauf, 
daß die Genossenschaft nach der Neufassung des 
§ 42 Abs. 1 (Artikel 1 Nr. 26 des Entwurfs) 
künftig auch Prokura erteilen darf, soll durch 
den neuen § 25 Abs. 2 ferner zugelassen werden, 
daß auch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft 
mit einem Prokuristen die Genossenschaft ver-
treten kann, wenn das Statut das bestimmt. In 
derartigen Fällen soll folgerichtig auch eine dem 
Prokuristen gegenüber abgegebene Willenser-
klärung für und gegen die Genossenschaft wirk-
sam sein. 

16. Zu Nr. 16 = Einfügung eines neuen § 25 a 

§ 25 a führt in Anlehnung an § 80 AktG und 
§ 35 a GmbHG auch für Genossenschaften die 
Verpflichtung ein, auf ihren Geschäftsbriefen be-
stimmte Angaben über Vorstand, Aufsichtsrat 
und Genossenschaftsregister zu machen. Zwar 
werden derartige Angaben anders als für Ak-
tiengesellschaften und Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung nicht durch die Erste Richt-
linie des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
zur Koordinierung des Gesellschaftsrechtes ge-
fordert, doch haben sich die Angaben bei den 

anderen Gesellschaftsformen bewährt. Es liegt 
daher nahe, die Angabepflicht auf die Genossen-
schaften auszudehnen, weil diese ebenso wie 
Unternehmen anderer Rechtsformen am Ge-
schäftsverkehr teilnehmen und daher bei ihnen 
das gleiche Bedürfnis für die Angaben auf den 
Geschäftsbriefen vorliegt. 

Artikel 2 § 2 enthält eine Übergangsvorschrift 
zu § 25 a. 

17. Zu Nr. 17 — Neufassung des § 27 Abs. 1 

Der Charakter der Genossenschaft als einer 
Förderungsgemeinschaft ihrer Mitglieder mag 
es zwar nahelegen, den Vorstand nur als den 
verlängerten Arm der (selbst nicht handlungs-
fähigen) Generalversammlung anzusehen und 
ihn deshalb ihren Weisungen zu unterstellen. 
Die Genossenschaft steht jedoch im Wettbewerb 
mit Unternehmen anderer Rechtsformen, bei 
denen der Vertretungsberechtigte in eigener Zu-
ständigkeit die Geschäfte führen und damit die 
Geschäftspolitik rasch und unkompliziert den 
jeweiligen wirtschaftlichen Erfordernissen an-
passen kann. Im Hinblick darauf bedarf auch der 
Vorstand einer Genossenschaft heute einer stär-
keren Stellung, als sie ihm § 27 Abs. 1 GenG 
bisher einräumt. Überdies ist die Auslegung 
dieser Vorschrift gerade hinsichtlich des Ver-
hältnisses des Vorstands zur Generalversamm-
lung nicht unstreitig. 

Um dem Vorstand die Stellung zu verschaffen, 
die er als Leiter eines genossenschaftlichen Un-
ternehmens unserer Zeit haben muß, wird in 
dem neuen § 27 Abs. 1 Satz 1 in Übereinstim-
mung mit § 76 Abs. 1 AktG bestimmt, daß er 
die Genossenschaft unter eigener Verantwor-
tung zu leiten hat. 

Je nach dem Gegenstand des Unternehmens 
oder der sozialen Struktur der Genossenschaft 
kann es jedoch geboten sein, der Generalver-
sammlung zu erlauben, den Vorstand bei der 
Festlegung der Richtlinien für die allgemeine 
Geschäftspolitik oder bei bestimmten Maßnah-
men der Geschäftsführung an die Zustimmung 
der Generalversammlung oder auch des Auf-
sichtsrats zu binden oder ihn sachlichen Be-
schränkungen zu unterwerfen. Eine solche Bin-
dung des Vorstands muß jedoch künftig nach 
§ 27 Abs. 1 Satz 2 durch das Statut bestimmt 
werden, wenn man von dem in § 49 besonders 
geregelten und hier unberührt bleibenden Fall 
der Kreditbeschränkungen durch Beschluß der 
Generalversammlung absieht. Eine allumfas-
sende Zuständigkeit der Generalversammlung, 
von Fall zu Fall über konkrete Fragen der Ge-
schäftsführung zu entscheiden, ist nicht mehr 
gegeben. 

18. Zu Nr. 18 = Neufassung des § 28 Abs. 1 

Im Interesse der Rechtsklarheit ist die neue 
Fassung des § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 an § 81 
Abs. 1 und 2 AktG angelehnt. 
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Nach § 28 Abs. 1 Satz 3 hat das Gericht die 
Eintragungen in das Genossenschaftsregister 
über Änderungen des Vorstands oder der Ver-
tretungsbefugnis im Bundesanzeiger bekannt-
zumachen. Die Bekanntmachung war nach einer 
Novelle vom 12. Mai 1923 (Reichsgesetzbl. I 
S. 288) nicht mehr vorgeschrieben. Damit wollte 
der Gesetzgeber den Genossenschaften Kosten 
ersparen. Diese Regelung ist für moderne Ge-
nossenschaften, die sich wie andere Unterneh-
men im Wirtschaftsleben betätigen, nicht mehr 
zeitgerecht. Überdies wird in einer Neufassung 
des § 42 Abs. 1 die Erteilung der Prokura nach 
Maßgabe der Vorschriften des Handelsgesetz-
buchs zugelassen. Das bedeutet, daß das Gericht 
jede Erteilung, Änderung oder Beendigung der 
Prokura bekanntmachen muß. Bei dieser Rechts-
lage kann für Änderungen des Vorstands oder 
der Vertretungsbefugnis die abweichende Rege-
lung des Gesetzes vom 12. Mai 1923 nicht mehr 
beibehalten werden. 

19. Zu Nr. 19 = Neufassung des § 29 

§ 29 GenG regelt die Bedeutung von Eintragun-
gen in das Genossenschaftsregister über eine 
Änderung des Vorstands und die Beendigung 
der Vertretungsbefugnis eines Vorstandsmit-
glieds für Dritte. Er entspricht dem § 15 HGB. 
§ 15 HGB ist durch Artikel 1 Nr. 2 des Geset-
zes zur Durchführung der Ersten Richtlinie des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften zur 
Koordinierung des Gesellschaftsrechts vom 
15. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1146) ge-
ändert und ergänzt worden. Durch die Neufas-
sung des § 29 GenG wird diese Vorschrift an 
§ 15 HGB in der Fassung des EWG-Durchfüh-
rungsgesetzes angepaßt. 

Die neuen Absätze 1 bis 3 entsprechen § 15 
Abs. 1 bis 3 HGB in der Fassung des Gesetzes 
vom 15. August 1969. 

Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen 
§ 29 Abs. 3 GenG (und § 15 Abs. 4 HGB). 

20. Zu Nr. 20 = Aufhebung des § 32 

Das Verbot einer Verwendung von Marken 
oder sonstigen Wertzeichen anstelle von Schei-
demünzen gehört nicht in das Genossenschafts-
gesetz. Maßgebend ist vielmehr die Strafvor-
schrift des § 35 des Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. 
I S. 745), durch welche die unbefugte Aus-
gabe und Verwendung von Geldzeichen ver-
boten wird. Deshalb muß § 32 aufgehoben wer-
den (ebenso die damit in Zusammenhang ste-
hende Strafvorschrift des § 154 GenG; vgl. 
Artikel 1 Nr. 71 des Entwurfs). 

21. Zu Nr. 21 = Einfügung eines neuen Absatzes 4 
in  33 

Der neue Absatz 4 entspricht — mit geringfügi-
gen redaktionellen Änderungen — dem § 139 

GenG, der nur für die „eingetragene Genossen-
schaft mit beschränkter Haftpflicht" gilt. Durch 
die Einfügung der Regelung in § 33 wird er-
reicht, daß die für Genossen und Gläubiger auf-
schlußreichen Angaben über die Veränderungen 
der Geschäftsguthaben und Haftsummen künftig 
von allen Genossenschaften zu veröffentlichen 
sind. 

22. Zu Nr. 22 = Einfügung eines neuen § 33 i 

Eine Verpflichtung des Vorstands zur Einbe-
rufung der Generalversammlung bei Vorliegen 
einer Überschuldung besteht bisher nur bei der 
„Genossenschaft mit unbeschränkter Haftpflicht" 
nach § 121 GenG. In Verschärfung des geltenden 
Rechts und in sachlicher Anlehnung an § 92 
Abs. 1 AktG wird durch den neuen § 33 i die 
Einberufung der Generalversammlung bei allen 
Genossenschaften schon dann vorgeschrieben, 
wenn ein Verlust besteht, der durch die Hälfte 
des Gesamtbetrages der Geschäftsguthaben und 
die Reservefonds nicht gedeckt ist. Durch die 
neue Vorschrift soll sichergestellt werden, daß 
die Genossen über Vermögensverluste, für die 
sie unter Umständen im Konkurs einstehen 
müssen, nicht zu lange im unklaren gelassen, 
sondern rechtzeitig unterrichtet werden. Die 
Vorschrift schließt nicht aus, daß geeignete Sa-
nierungsmaßnahmen schon bei einem geringe-
ren Verlust eingeleitet werden, um zu erreichen, 
daß es gar nicht zur Entstehung der Anzeige-
pflicht kommt. Ist aber ein so hoher Verlust 
eingetreten, daß das Reinvermögen der Genos-
senschaft nicht einmal mehr die Hälfte des Ge-
samtbetrages der Geschäftsguthaben erreicht, 
ist es auch unter Berücksichtigung des Interes-
ses an einer möglichst ungestörten Durchfüh-
rung von Sanierungsbemühungen nicht länger 
vertretbar, die entstandene Sachlage den Mit-
gliedern und der Öffentlichkeit zu verheim-
lichen. 

23. Zu Nr. 23 = Neufassung des § 34 

§ 34 über die Sorgfaltspflichten und die Ver-
antwortlichkeit der Vorstandsmitglieder erhält 
eine moderne Fassung, die an § 93 AktG ange-
lehnt ist, aber auch den Besonderheiten des Ge-
nossenschaftsrechts Rechnung trägt. Letzteres 
gilt in erster Linie für den neuen Absatz 3. Die 
strengen Vorschriften des § 93 Abs. 4 Satz 3 
und 4 AktG sind nicht übernommen worden. In 
Absatz 5 ist ferner die Geltendmachung der 
Ersatzansprüche der Genossenschaft durch ihre 
Gläubiger auf die Fälle des Absatzes 3 be-
schränkt worden (anders § 93 Abs. 5 AktG). 

An die Stelle der Sorgfalt eines „ordentlichen 
Geschäftsmannes" (§ 34 Abs. 1 GenG) tritt die 
Sorgfalt eines „ordentlichen und gewissenhaf-
ten Geschäftsleiters einer Genossenschaft". 
Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß die 
Vorstandsmitglieder nicht nur Unternehmens-
leiter sind, sondern auch den ihnen von den 
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Genossen erteilten Förderungsauftrag zu beach-
ten haben. 

Durch die Neufassung des § 34 wird es möglich, 
§ 90 Abs. 3 und § 118 GenG aufzuheben. Auch 
§ 99 Abs. 2 und 3 GenG wird entbehrlich (vgl. 
die Fassung des neuen § 99 durch Artikel 1 
Nr. 56 des Entwurfs). 

24. Zu Nr. 24 = Neufassung des § 26 Abs. 3 Satz 2 

Durch die Neufassung wird klargestellt, daß 
nicht mehr die Mehrheit der erschienenen Ge-
nossen, sondern die der abgegebenen Stimmen 
maßgebend ist (vgl. auch die Neufassung des 
§ 16 Abs. 2 bis 4 sowie des § 43 Abs. 2; Arti-
kel 1 Nr. 10 und Nr. 27 des Entwurfs). 

25. Zu Nr. 25 = Neufassung des § 41 

Für die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit 
der Aufsichtsratsmitglieder sollen in Anlehnung 
an § 116 AktG die Vorschriften über die Sorg-
faltspflicht und Verantwortlichkeit der Vor-
standsmitglieder (§ 34) sinngemäß gelten. 

26. Zu Nr. 26 = Neufassung des § 42 

Kaufleute und Gesellschaften, die als Kaufleute 
gelten, können Prokura erteilen (§§ 48 ff. HGB). 
Genossenschaften sollten wegen des Wettbe-
werbs mit Unternehmen anderer Rechtsform 
die gleiche Möglichkeit haben. In Änderung des 
geltenden Rechts erlaubt daher der neue § 42 
Abs. 1 auch Genossenschaften die Erteilung der 
Prokura nach den Vorschriften des Handels-
gesetzbuchs, wobei sich der Inhalt der Prokura 
nach eben diesen Vorschriften bestimmt. 

Für die Eintragung der Prokura tritt an die 
Stelle des Handelsregisters das Genossen-
schaftsregister. Die Vorschriften über die Be-
kanntmachung durch das Gericht und die Be-
deutung von Eintragungen in das Genossen-
schaftsregister für Dritte (§ 28 Abs. 1 Satz 3, 
§ 29 GenG in der Fassung des Artikels 1 Nr. 18, 
19 des Entwurfs) gelten auch für die Prokura. 

Nach dem neuen § 42 Abs. 2 kann abweichend 
vom geltenden Recht künftig auch eine General-
handlungsvollmacht erteilt werden. 

27. Zu Nr. 27 = Änderung des § 43 

§ 43 GenG wird in verschiedener Hinsicht we-
sentlich geändert. 

a) Nach geltendem Recht ist für die Beschluß-
fassung der Generalversammlung die Mehr-
heit der -erschienenen Genossen" maßge-
bend. In Rechtsprechung und Schrifttum ist 
umstritten, wie die Mehrheit der erschiene-
nen Genossen bei Stimmenthaltungen zu be-
rechnen ist. In Anlehnung an § 133 AktG 
sowie an allgemeine Grundsätze des Rechts 
der juristischen Personen klärt der neue 

Absatz 2 die Streitfrage dahin, daß die Ge-
neralversammlung mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen beschließt. Bei 
Wahlen von Aufsichtsrats- oder Vorstands-
mitgliedern besteht eine besondere Sachlage, 
die eine strikte Durchführung dieses Grund-
satzes nicht zuläßt (z. B. die relative Mehr-
heit für den zu Wählenden soll ausreichen; 
eine Stichwahl soll vorgesehen werden). In-
soweit soll das Statut daher eine vom Grund-
satz der einfachen Stimmenmehrheit abwei-
chende Regelung treffen können. Gesetzliche 
Vorschriften und Bestimmungen des Statuts, 
die eine größere Mehrheit oder weitere 
Erfordernisse bestimmen, bleiben wie bisher 
vorbehalten. 

b) Absatz 3 Satz 1 hält an dem im Genossen-
schaftsrecht bewährten Grundsatz „ein Mann 
— eine Stimme" (ohne Rücksicht auf die Zahl 
der übernommenen Geschäftsanteile) fest 
(bisher § 43 Abs. 2 GenG). 

Absatz 3 Satz 2 läßt entsprechend einem 
namentlich im landwirtschaftlichen Bereich 
aufgetretenen praktischen Bedürfnis und 
entsprechend dem Vorbild einiger ausländi-
scher Rechte jedoch zu, daß das Statut die 
Gewährung von Mehrstimmrechten für ein-
zelne Genossen vorsieht. Um den Charakter 
der Genossenschaft als Personenvereinigung 
möglichst zu erhalten, sollen nur Genossen, 
die den Geschäftsbetrieb der Genossen-
schaft besonders fördern, Mehrstimmrechte 
erhalten können (Absatz 3 Satz 3). 

Die Zulassung von Mehrstimmrechten darf 
nicht dazu führen, daß die Rechtsstellung der 
nur mit einer Stimme ausgestatteten Genos-
sen allzusehr beschnitten wird. Im Aktien-
recht besteht diese Gefahr nicht, weil alle 
wesentlichen, die Struktur der Gesellschaft 
berührenden Beschlüsse nicht nur einer Stim-
menmehrheit, sondern auch einer Kapital-
mehrheit bedürfen, für deren Feststellung 
sich Gesellschafter mit oder ohne Mehr-
stimmrecht gleichstehen. Im Genossen-
schaftsrecht fehlt es an einem vergleich-
baren Korrektiv. Um gleichwohl das Über-
gewicht der Genossen mit Mehrstimmrech-
ten in Grenzen zu halten, bestimmt Absatz 3 
Satz 4, daß keinem Genossen mehr als drei 
Stimmen gewährt werden können. Diese Be-
schränkung führt dazu, daß die Genossen mit 
Mehrstimmrechten die anderen Genossen 
erst überstimmen können, wenn mehr als 
einem Viertel aller Genossen Mehrstimm-
rechte gewährt worden sind. Darüber hin-
aus sollen nach Satz 5 Mehrstimmrechte 
nicht ausgeübt werden können, wenn es um 
besonders wichtige Fragen geht, die den 
Bestand der Genossenschaft berühren und 
für die deshalb das Gesetz unabdingbar 
Mehrheiten von drei Vierteln oder mehr der 
abgegebenen Stimmen vorsieht. 

Für Zentralgenossenschaften (Sekundärge

-

nossenschaften) soll nach Satz 6 — entspre- 
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chend dem Vorbild ausländischer Rechte — 
die  Regelung des Absatzes 3 Satz 2 bis 4 
über die Mehrstimmrechte nicht gelten. Des-
halb sollen sie ohne die für Mehrstimm-
rechte vorgesehenen Beschränkungen das 
Stimmrecht ihrer Mitglieder nach der Höhe 
ihrer Geschäftsguthaben oder nach einem 
anderen Maßstab frei abstufen können. 

Werden Mehrstimmrechte eingeräumt, so er-
wirbt der einzelne Genosse dadurch kein 
Sonderrecht im Sinne des § 35 BGB, das 
ihm nicht ohne seine Zustimmung entzogen 
werden könnte. Demgemäß stellt Satz 7 
klar, daß es nicht der Zustimmung der be-
troffenen Genossen bedarf, wenn Mehr-
stimmrechte aufgehoben oder geändert wer-
den. 

c) Die Ausübung des Stimmrechts durch die 
Genossen in der Generalversammlung ist in 
§ 43 Abs. 4 GenG nicht befriedigend gere-
gelt. Zur Modernisierung erhält § 43 neue 
Absätze 4 und 5. Die wesentlichste Ände-
rung besteht darin, daß der Genosse zwar 
grundsätzlich auch künftig sein Stimmrecht 
persönlich ausüben soll (Absatz 4 Satz 1), 
daß aber der Genosse oder, wenn er einen 
gesetzlichen Vertreter hat, dieser einem 
anderen schriftlich Stimmvollmacht erteilen 
kann (Absatz 5 Satz 1 und 2). Das nicht mehr 
zeitgemäße Verbot der Ausübung des 
Stimmrechts durch Bevollmächtigte (§ 43 
Abs. 4 Satz 1 GenG) wird aufgehoben. 

Um zu verhindern, daß diese Lockerung der 
persönlichen Bindung des Genossen an die 
Genossenschaft mißbraucht wird, soll ein Be-
vollmächtigter nicht mehr als fünf Genossen 
vertreten dürfen (Absatz 5 Satz 3). Das Sta-
tut soll eine geringere Zahl festsetzen und 
auch persönliche Voraussetzungen für Be-
vollmächtigte bestimmen, insbesondere also 
auch Personen ausschließen können, die sich 
geschäftsmäßig zur Ausübung des Stimm-
rechts erbieten (Absatz 5 Satz 4 und 5). 

d) Durch Absatz 6 erhält § 43 Abs. 3 GenG 
eine moderne Neufassung in Anlehnung an 
§ 136 Abs. 1 Satz 1 AktG. 

28. Zu Nr. 28 = Einfügung neuer Sätze 4 und 5 
in § 43 a Abs. 1 

Gewählte Vertreter nehmen in einer Vertreter-
versammlung keine eigenen Interessen wahr. 
Bei ihnen können deshalb die Voraussetzungen 
für die Gewährung eines Mehrstimmrechts nach 
dem neuen § 43 Abs. 3 Satz 3 ohnehin nicht 
festgestellt werden. Um dies klarzustellen, wird 
in dem neuen Satz 4 des § 43 a Abs. 1 bestimmt, 
daß Vertretern ein Mehrstimmrecht nicht ein-
geräumt werden kann. Mit Rücksicht darauf, 
daß die Vertreter ein ihnen persönlich über-
tragenes Amt ausüben und sie nicht eigene 
Interessen wahrnehmen, soll es ausgeschlossen 
sein, daß sie sich ihrerseits in der Vertreter-

versammlung durch Bevollmächtigte vertreten 
lassen (Satz 5). 

29. Zu Nr. 29 = Neufassung des § 47 

§ 47 GenG sieht die Führung eines Protokoll-
buchs über die Beschlüsse der Generalversamm-
lung vor, das auch von der „Staatsbehörde" 
eingesehen werden kann. Diese Regelung ist 
veraltet. Sie wird durch eine den heutigen 
Erfordernissen entsprechende neue Fassung des 
§ 47 ersetzt. Aus Vereinfachungsgründen ver-
zichtet der Entwurf für den Regelfall darauf, 
daß der Niederschrift ein Verzeichnis der Teil-
nehmer der Versammlung beizufügen ist. Ein 
Verzeichnis der erschienenen oder vertretenen 
Genossen ist jedoch notwendig, wenn das Statut 
die Gewährung von Mehrstimmrechten zuläßt 
(Absatz 3). In diesem Falle ist bei jedem er-
schienenen oder vertretenen Genossen die Zahl 
der ihm zustehenden Stimmen im Teilnehmer-
verzeichnis zu vermerken. 

30. Zu Nr. 30 = Neufassung des § 49 

§ 49 Nr. 1 GenG ist bedeutungslos geworden 
und soll daher gestrichen werden. § 49 Nr. 2 
GenG wird unter redaktioneller Änderung in 
der Sache beibehalten. 

31. Zu Nr. 31 = Änderungen des § 53 Abs. 1 

Die Änderungen des § 53 dienen zu Buchstaben 
a und c der Klarstellung. Im Hinblick auf die 
Änderungen des Geldwertes seit 1934, aber 
auch um eine intensivere Prüfung größerer 
Genossenschaften zu ermöglichen, wird die 
Grenze für die jährliche Prüfung durch Buch-
stabe b auf eine Million Deutsche Mark erhöht. 

32. Zu Nr. 32 = Neufassung des § 56 Abs. 2 Satz 1 

Durch die Neufassung sollen im Hinblick auf 
die Vergleichbarkeit der Sachlage die genossen-
schaftsrechtlichen Vorschriften über das Ruhen 
des Prüfungsrechts wegen einer personellen 
Verflechtung zwischen dem Prüfungsverband 
und der zu prüfenden Genossenschaft an die ent-
sprechende Regelung des Aktienrechts (§ 164 
Abs. 2 und 3 AktG) angenähert werden. Die 
bloße Mitgliedschaft eines Vorstandsmitglieds 
oder eines zur Durchführung von Prüfungen 
bestellten besonderen Vertreters des Verban-
des in der zu prüfenden Genossenschaft soll kein 
Ausschließungsgrund sein. 

33. Zu Nr. 33 = Änderung des § 62 Abs. 1 Satz 3 
und Abs. 2 

Aufgaben, Rechte und Pflichten der genossen-
schaftlichen Prüfungsorgane entsprechen im we-
sentlichen denjenigen der Abschlußprüfer von 
Aktiengesellschaften. Es erscheint daher gebo-
ten, den Haftungsmaßstab bei Pflichtverletzun- 
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gen der Prüfer zu vereinheitlichen. Die genos-
senschaftlichen Prüfungsorgane sollen künftig, 
ebenso wie die Abschlußprüfer von Aktienge-
sellschaften (vgl. § 168 Abs. 1 AktG), nicht nur 
für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, sondern 
für jede Fahrlässigkeit haften. 

Die gegenwärtige Haftungsbegrenzung auf 
25 000 DM bei grober Fahrlässigkeit entspricht 
nicht mehr den praktischen Bedürfnissen; sie ist 
von der wirtschaftlichen Entwicklung überholt. 
Die Haftungsgrenze soll daher auf 200 000 DM 
erhöht werden. Gleichzeitig wird § 62 Abs. 2 
redaktionell an § 168 Abs. 2 AktG angepaßt. 

34. Zu Nr. 34 = Neufassung des § 63 b Abs. 5 

§ 63 b Abs. 5 GenG in der Fassung des Gesetzes 
vom 30. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1077) sieht 
vor, daß zur Unterstützung des Vorstands des 
Prüfungsverbandes mindestens ein genossen-
schaftlicher Wirtschaftsprüfer angestellt werden 
soll, wenn nicht ein genossenschaftlicher Wirt-
schaftsprüfer dem Vorstand des Verbandes an-
gehört. Diese Vorschrift ist bisher nicht in Kraft 
gesetzt worden (Verordnung vom 4. Dezember 
1934 — RGBl. I S. 1227). Ihr Inhalt ist dadurch 
z. T. überholt, daß das Recht der Wirtschafts-
prüfer durch die Wirtschaftsprüferordnung vom 
24. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1049) neu 
geordnet worden ist. 

Die Neufassung des § 63 b Abs. 5 legt entspre-
chend den fast überall bereits bestehenden tat-
sächlichen Verhältnissen fest, daß dem Vorstand 
des Prüfungsverbandes mindestens ein Wirt-
schaftsprüfer angehören soll (Satz 1). Ist dies 
(etwa aus personellen Gründen) nicht möglich, 
so muß der Prüfungsverband einen Wirtschafts-
prüfer als besonderen Vertreter nach § 30 BGB 
bestellen (Satz 2). 

Von der Verpflichtung des Prüfungsverbandes 
zur Beschäftigung eines Wirtschaftsprüfers kann 
vorübergehend, in besonderen Fällen (so bei 
den Verbänden der Post-, Spar- und Darlehns-
vereine und der Eisenbahn-, Spar- und Dar-
lehnskassen) auch auf längere Dauer, Befreiung 
gewährt werden (Sätze 3, 4). 

35. Zu Nr. 35 = Änderungen des § 65 

§ 65 regelt die Kündigung der Mitgliedschaft. 
Bisher darf das Statut nach Absatz 2 Satz 3 
eine längere als zweijährige Kündigungsfrist 
nicht festsetzen. Der Entwurf läßt eine Kündi-
gungsfrist von fünf Jahren zu und trägt da-
mit dem Umstand Rechnung, daß Genossen-
schaften bei der finanziellen Förderung ihrer 
Ziele durch die öffentliche Hand langjährige 
Verpflichtungen zu übernehmen haben und 
dabei nicht der Gefahr einer größeren Zahl von 
Kündigungen der Mitgliedschaft mit kurzer Frist 
ausgesetzt sein sollen. Aus diesem Grunde 
verbleibt es dabei, daß die Regelungen des 
Marktstrukturgesetzes als sondergesetzliche 
Vorschriften denen das GenG auch weiterhin 

vorgehen (vgl. auch Begründung zu Nr. 10). 
Auch das Bestehen langjähriger Lieferverpflich-
tungen der Genossen gegenüber der Genossen-
schaft spricht für die Zulassung einer längeren 
Frist als zwei Jahre. Eine noch längere Frist als 
fünf Jahre (etwa bis zu zehn Jahren) zuzulas-
sen, erscheint jedoch nicht vertretbar. Die Frei-
heit des einzelnen Genossen, sich zur Aufgabe 
der Mitgliedschaft in der Genossenschaft zu 
entschließen, würde sonst nicht nur einge-
schränkt, sondern nahezu aufgehoben. 

Um die verbleibenden Härten der fünfjährigen 
Kündigungsfrist im Einzelfall zu mildern, läßt 
der neue Absatz 2 Satz 4 im Rahmen der bis-
herigen Regelungen über das Ausscheiden aus 
der Genossenschaft eine außerordentliche Kün-
digung zu, wenn dem Genossen der längere 
Verbleib in der Genossenschaft nach seinen 
persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnis-
sen nicht zugemutet werden kann. Dies ent-
spricht der allgemein anerkannten Befugnis 
zur Kündigung von Dauerschuldverhältnissen 
aus wichtigem Grunde und stellt die für den 
hier geregelten Bereich abschließende gesetz-
liche Regelung dar. 

Ein neuer Absatz 2 Satz 5 stellt klar, daß dieses 
außerordentliche Kündigungsrecht nicht für die 
insoweit nicht schutzbedürftigen Mitglieder von 
Zentralgenossenschaften gilt. Bei diesen Genos-
senschaften kann das Statut, wie bisher, eine 
für die Mitglieder ohne Ausnahme verbindliche 
Kündigungsfrist von fünf Jahren festsetzen. 
Nach Einfügung des Satzes 5 kann der bisherige 
Absatz 2 Satz 4 gestrichen werden. 

36. Zu Nr. 36 = Einfügung der neuen §§ 67 a und 
67 b 

§ 67 a 

Durch Änderungen des Statuts können zu La-
sten der Genossen einschneidende und weit-
gehende Verpflichtungen mit den in § 16 Abs. 2 
und 3 bestimmten qualifizierten Mehrheiten be-
schlossen werden. Ihnen bleibt nur die Mög-
lichkeit, die Mitgliedschaft unter Einhaltung 
einer — unter Umständen nach dem neuen § 65 
Abs. 2 Satz 3 auf bis zu fünf Jahren festgesetz-
ten — Frist zu kündigen. 

Um die Härten, die sich daraus ergeben können, 
zu mildern, sieht § 67 a bei bestimmten Ände-
rungen des Statuts ein außerordentliches Kün-
digungsrecht für die Genossen vor, die bei der 
Beschlußfassung persönlich oder durch einen 
Bevollmächtigten einen Widerspruch erklärt 
haben oder aus bestimmten Gründen nicht er-
klären konnten. 

Durch diese Regelung wird es — abweichend 
vom bisherigen Recht, aber in Übereinstimmung 
mit Vorbildern des ausländischen Rechts — 
möglich, daß ein Genosse auch bei der Beschluß-
fassung über eine Erhöhung des Geschäftsan-
teils Widerspruch erheben und zum Schluß des 
Geschäftsjahres kündigen kann. 
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§ 67 b 

Nach der Rechtsprechung zum geltenden Recht 
ist die Kündigung einzelner Geschäftsanteile 
unter Beibehaltung der Mitgliedschaft nicht zu-
lässig. Das erscheint unbefriedigend. Deshalb 
läßt der neue § 67 b die Kündigung einzelner 
Geschäftsanteile grundsätzlich zu. Die Kündi-
gung ist jedoch ausgeschlossen, wenn der Ge-
nosse nach dem Statut oder einer Vereinbarung 
mit der Genossenschaft zur Beteiligung mit meh-
reren Geschäftsanteilen verpflichtet ist (etwa bei 
einer Pflichtbeteiligung). Die allgemeinen Vor-
schriften über die Kündigung, insbesondere die 
Kündigungsfristen — auch über die außerordent-
liche Kündigung nach dem neuen § 65 Abs. 2 
Satz 4 gelten auch für die Kündigung einzel-
ner Geschäftsanteile. 

37. Zu Nr. 37 = Einfügung eines neuen Absatzes 3 
in  69 

Der neue Absatz 3 trägt der besonderen Sach-
lage Rechnung, die sich bei der außerordent-
lichen Kündigung im Falle der Statutenände-
rung (§ 67 a) ergeben kann. 

38. Zu Nr. 38 = Änderungen des § 73 

a) Die Einfügung der Worte „vorbehaltlich des 
Absatzes 3" in Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 
hängt mit dem neuen Absatz 3 zusammen 
(vgl. nachstehende Erläuterungen zu Ab-
satz 3). 

b) Nach Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 hat der aus-
geschiedene Genosse keinen Anteil an den 
Rücklagen der Genossenschaft. Diese starre 
Vorschrift wird von Genossen, die einer 
Genossenschaft lange Zeit angehört und da-
durch deren Ziele besonders gefördert haben, 
als unbefriedigend empfunden. Im Falle des 
Ausscheidens (auch durch Tod) erhalten sie 
(oder die Erben) von einer Genossenschaft, 
die mit Hilfe der Beiträge der Genossen ein 
großes Vermögen angesammelt hat, nicht 
mehr als das Geschäftsguthaben. Durch den 
neuen Absatz 3 Satz 1 soll es den Genossen-
schaften ermöglicht werden, ausscheidenden 
Genossen im Statut einen Anteil an den 
freien Rücklagen im Sinne des § 33 d Abs. 1 
B II 2 GenG einzuräumen. 

Der Gesetzgeber kann nicht im einzelnen 
bestimmen, unter welchen Voraussetzungen 
der Anteil zu gewähren ist. Die Verhältnisse 
dürften bei den einzelnen Genossenschaften 
sehr verschieden liegen. Deshalb wird für 
die Regelung durch das Statut, insbesondere 
auch für die Aufstellung besonderer Erfor-
dernisse und Beschränkungen des An-
spruchs, weitgehend Freiheit gelassen (Ab-
satz 3 Satz 2). Dabei wird ausdrücklich her-
vorgehoben, daß die Ausschüttung von 
freien Rücklagen an ausscheidende Genossen 
auch auf einen besonderen Reservefonds be-

schr änkt werden kann, der zu diesem Zweck 
gebildet worden ist. 

Absatz 3 Satz 3 stellt klar, daß auch der 
Anteil der ausgeschiedenen Genossen an 
Rücklagen binnen sechs Monaten nach dem 
Ausscheiden auszuzahlen ist. 

39. Zu Nr. 39 = Neufassung des § 74 

Mit Rücksicht darauf, daß der neue § 73 Abs. 4 
die Gewährung eines Anteils der Genossen an 
den freien Rücklagen zuläßt, wird § 74 neu 
gefaßt. 

40. Zu Nr. 40 = Einfügung eines neuen Absatzes 5 
in  76 

Der neue Absatz 5 übernimmt in der Sache 
§ 138 GenG. 

41. Zu Nr. 41 = Neufassung des § 77 

Absatz 1 ist nur redaktionell geändert. Dabei 
wird klargestellt, daß die Mitgliedschaft nicht 
mit dem Tode des Genossen endet, sondern 
sich vererbt. Die vererbte Mitgliedschaft ist 
eine auslaufende Mitgliedschaft, die mit dem 
Schluß des Geschäftsjahres endet, in dem der 
Erbfall eingetreten ist. 

In manchen Fällen (z. B. bei Wohnungsbauge-
nossenschaften, aber auch bei Einkaufsgenos-
senschaften von Kaufleuten) ist es als wün-
schenswert bezeichnet worden, daß die Mit-
gliedschaft ohne weiteres auf den Erben oder 
einen von mehreren Erben übergehen kann, 
ohne daß der Erwerb einer neuen Mitglied-
schaft nach vorheriger Auszahlung des Ge-
schäftsguthabens des verstorbenen Genossen 
notwendig ist. Der neue Absatz 2 gibt dem 
Statut die Freiheit, Bestimmungen über die Fort-
setzung der Mitgliedschaft zu treffen. 

Absatz 3 Satz 1 entspricht dem geltenden Recht 
(§ 77 Abs. 3 GenG). 

Absatz 3 Satz 2 regelt die Anmeldung der 
Fortsetzung der Mitgliedschaft zur Liste der 
Genossen. Die Eintragung in die Liste hat nur 
deklaratorische Bedeutung. 

42. Zu Nr. 42 = Einführung eines neuen § 77 a 

§ 77 GenG über die Beendigung der Mitglied-
schaft durch Tod des Mitglieds wird von der 
Rechtsprechung auf die Auflösung einer juri-
stischen Person oder einer nicht rechtsfähigen 
Handelsgesellschaft entsprechend angewendet. 
Der Entwurf stellt die Rechtslage in diesem 
Sinne für die Mitgliedschaft in einer Genossen-
schaft ausdrücklich klar, ohne damit der Ent-
scheidung der Frage vorzugreifen, wie sich die 
Auflösung auf die Zugehörigkeit zu anderen 
Personenvereinigungen als Genossenschaften 
auswirkt. 
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Hat die Auflösung eine Abwicklung zur Folge, 
so liegt es im Interesse einer raschen Beendi-
gung der Abwicklung, wenn das Geschäftsgut-
haben der aufgelösten juristischen Person oder 
Handelsgesellschaft nicht für die Dauer einer 
längeren Kündigungsfrist in der Genossenschaft 
bleibt. Dies gilt insbesondere für eine Auflösung 
durch Konkurseröffnung. Aber auch wenn die 
Auflösung nicht mit einer Abwicklung verbun-
den ist (z. B. Verschmelzung), ist die Beendigung 
der Mitgliedschaft sachgemäß; denn ein Über-
gang der Mitgliedschaft kraft Gesetzes auf die 
übernehmende Gesellschaft widerspricht dem 
höchstpersönlichen Charakter der Mitgliedschaft 
in einer Genossenschaft. Auch könnten Doppel-
mitgliedschaften entstehen, wenn die überneh-
mende Gesellschaft bereits Mitglied der gleichen 
Genossenschaft war. 

Nach Satz 1 endet die Mitgliedschaft einer auf-
gelösten oder erloschenen juristischen Person 
oder Handelsgesellschaft erst mit dem Schluß 
des Geschäftsjahrs, in dem die Auflösung oder 
das Erlöschen wirksam geworden ist. Dadurch 
erübrigt sich die Aufstellung einer besonderen 
Auseinandersetzungsbilanz auf den Stichtag der 
Auflösung oder des Erlöschens. Führt die Auf-
lösung oder das Erlöschen zu einer Gesamt-
rechtsnachfolge (z. B. bei der Verschmelzung), 
so ergibt sich aus Satz 2, daß die übernehmende 
Gesellschaft als Gesamtrechtsnachfolgerin die 
Mitgliedschaft bis zum Ende des Geschäftsjahrs 
fortsetzt. Bei einer Auflösung, die eine Abwick-
lung der Gesellschaft zur Folge hat, besteht die 
Gesellschaft im Zustand der Abwicklung fort. 
Sie bleibt als Abwicklungsgesellschaft Mitglied 
bis zum Ende des Geschäftsjahrs. Die Mitglied-
schaftsrechte werden von den Abwicklern aus-
geübt. 

43. Zu Nr. 43 = Änderung des § 78 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2 

Nach dem Entwurf soll es allgemein nur auf 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen an-
kommen. 

44. Zu Nr. 44 = Aufhebung der §§ 78 a, 78 b 

Die beiden Vorschriften, durch die eine Auf-
lösung von Kreditgenossenschaften erschwert 
wird, sind während der Inflation von 1922/23 
in das Gesetz eingefügt worden, um die Über-
nahme derartiger Genossenschaften durch an-
dere Kreditinstitute zu verhindern. Sie sind 
überholt; auch ist der Begriff „Interesse des 
Mittelstandes" nicht leicht abzugrenzen. Sie 
sollen daher aufgehoben werden. 

45. Zu Nr. 45 = Änderungen des § 79 a 

Die Änderung des Absatzes 1 Satz 1 Halbsatz 2 
folgt daraus, daß es nach dem Entwurf allge-
mein nur auf die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen ankommen soll. 

Die Einfügung des Absatzes 1 Satz 3 hängt mit 
der Neufassung des § 87 a zusammen. Es soll 
verhindert werden, daß Genossen, die bereits 
einmal zu zusätzlichen Leistungen herangezo-
gen worden waren, im Falle der Fortsetzung 
noch einmal in Anwendung des § 87 a Abs. 2 zu 
solchen Zahlungen verpflichtet werden könnten. 

46. Zu Nr. 46 = Neufassung des § 83 Abs. 2 

§ 83 Abs. 2 GenG verlangt, daß mindestens 
zwei Liquidatoren bestellt werden. Auf dieses 
Erfordernis kann ebenso wie bei Unternehmen 
anderer Rechtsform verzichtet werden. 

Anstelle der bisherigen Regelung wird in dem 
neuen § 83 Abs. 2 klargestellt, daß auch eine 
juristische Person (z. B. eine Treuhand-AG) 
Liquidator sein kann. 

47. Zu Nr. 47 = Streichung des § 85 Abs. 1 Satz 3 

Die Streichung des § 85 Abs. 1 Satz 3 ist die 
Folge der Neufassung des § 83 Abs. 2 (vgl. 
oben Nr. 46). 

48. Zu Nr. 48 = Neufassung des § 87 a 

§ 87 a GenG läßt — ungeachtet des Grundsatzes, 
daß die geldlichen Verpflichtungen der Genos-
sen gegenüber der Genossenschaft grundsätz-
lich durch das Statut begrenzt sein sollten — die 
unbeschränkte Erhöhung des Geschäftsanteils 
nach der Auflösung zu, wenn dadurch der Kon-
kurs abgewendet und die Inanspruchnahme der 
Genossen aus ihrer Nachschlußpflicht vermieden 
werden kann Die Vorschrift ist sachlich bedenk-
lich und auch unvollständig, weil sie die zu-
nächst zu treffende Maßnahme, nämlich die volle 
Einzahlung der von den Genossen übernomme-
nen Geschäftsanteile, überhaupt nicht regelt. 
Die Neufassung beseitigt diesen Nachteil. 

Im Liquidationsstadium kann in erster Linie die 
Volleinzahlung der Geschäftsanteile beschlos-
sen werden (Absatz 1). Wenn diese Zahlungen 
nicht ausreichen, können die Genossen bis zum 
Gesamtbetrag ihrer Geschäftsanteile zu weite-
ren Zahlungen verpflichtet werden (Absatz 2). 
Jeder Genosse muß danach beim Beitritt zur 
Genossenschaft oder bei der Übernahme weite-
rer Geschäftsanteile grundsätzlich damit rech-
nen, unter Umständen den vollen Betrag des 
oder der Geschäftsanteile noch einmal an die 
Genossenschaft entrichten zu müssen, wenn 
dadurch der Konkurs abgewendet werden kann. 
Bei Genossenschaften ohne Nachschußpflicht 
soll das jedoch nur dann gelten, wenn diese 
Verpflichtung im Statut enthalten ist, weil hier 
der Genosse im Regelfall nicht mit der Heran-
ziehung zu weiteren Zahlungen rechnen soll, 
wenn ihm diese Eventualverpflichtung nicht 
deutlich gemacht worden ist. Die Beschlüsse 
über die Einzahlungen können nach Absatz 3 
nur mit qualifizierter Mehrheit gefaßt werden. 
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Absatz 4 ergänzt die Regelung dahin, daß die 
Beschlüsse über eine Heranziehung der Genos-
sen zu weiteren Zahlungen nicht gefaßt werden 
dürfen, wenn das Vermögen auch unter Berück-
sichtigung der weiteren Zahlungen die Schulden 
nicht deckt. 

49. Zu Nr. 49 = Einfügung eines neuen § 87 b 

§ 87 b entspricht dem § 139 a GenG, soweit es 
sich um die Nichterhöhung der Haftsumme im 
Stadium der Liquidation handelt. Die Erhöhung 
des Geschäftsanteils im Stadium der Liquidation 
braucht im Hinblick auf die Einzahlungspflich-
ten nach dem neuen § 87 a (Artikel 1 Nr. 48 des 
Entwurfs) nicht mehr zugelassen zu werden. 

50. Zu Nr. 50 = Aufhebung des § 90 Abs. 3 

Nach § 89 Satz 1 GenG gilt § 34 (Verantwort-
lichkeit der Vorstandsmitglieder) auch für die 
Liquidatoren. Im Hinblick auf die Neugestal-
tung des § 34 (Artikel 1 Nr. 23 des Entwurfs) 
kann § 90 Abs. 3 als entbehrlich aufgehoben 
werden. 

51. Zu Nr. 51 = Einfügung eines neuen Satzes 2 
in § 91 Abs. 1 

Der neue Satz 2 im § 91 Abs. 1 hängt mit der 
Neufassung des § 87 a zusammen. Genossen, die 
nach § 87 a Abs. 2 (Artikel 1 Nr. 48 des Ent-
wurfs) über ihre allgemeinen genossenschafts-
rechtlichen Verpflichtungen hinaus zu Einzah-
lungen herangezogen worden sind, sollen bei 
der Verteilung des Vermögens zumindest diese 
Zahlungen wieder zurückerhalten. Wirtschaft-
lich gesehen haben sie der Genossenschaft ein 
Zwangsdarlehen gegeben, das wie eine Ver-
bindlichkeit vorweg zu berichtigen ist. 

52. Zu Nr. 52 = Änderung des § 93 m 

a) Bisher konnten ausscheidende Genossen 
lediglich die Auszahlung ihres Geschäfts-
guthabens verlangen. An den Rücklagen 
und dem sonstigen Vermögen der Genossen-
schaft wurden sie nicht beteiligt. Nach dem 
neuen § 73 Abs. 3 (Artikel 1 Nr. 38) soll es 
künftig dem Statut überlassen bleiben, ob 
und in welchem Umfang ausscheidenden 
Genossen weitergehende Ansprüche einge-
räumt werden. Es ist daher nur folgerichtig, 
wenn dies auch im Rahmen der Auseinander-
setzung gilt, die nach einer Verschmelzung 
zwischen dem ausscheidenden Genossen der 
übertragenden Genossenschaft und der über-
nehmenden Genossenschaft stattfindet. Dem-
entsprechend wird Absatz 1 Satz 3 und 4 
geändert. 

b) Die Neufassung des Absatzes 2 Satz 1 ist 
eine Folge der Einführung der Genossen-
schaft ohne Nachschußpflicht im Falle des 
Konkurses. 

53. Zu Nr. 53 = Einfügung eines neuen § 93 s 

Im Genossenschaftsgesetz ist — im Gegensatz 
zu § 353 AktG — die Verschmelzung durch Neu-
bildung nicht geregelt. Hierfür besteht nach den 
Erfahrungen der Praxis aber ein Bedürfnis, weil 
nicht jede Genossenschaft, die verschmolzen 
werden soll, bereit ist, sich von einer anderen, 
bereits bestehenden Genossenschaft aufnehmen 
zu lassen. Auch ergibt sich zuweilen die Not-
wendigkeit, nicht nur zwei, sondern auch eine 
größere Zahl von Genossenschaften zu einer 
Genossenschaft zu verschmelzen. Diesen Be-
dürfnissen trägt der neue § 93 s durch Zulas-
sung der Verschmelzung durch Neubildung 
Rechnung (Absatz 1). 

Absatz 2 bestimmt die Besonderheiten, die bei 
der Gründung der neuen Genossenschaft in Ab-
weichung von den Vorschriften des Ersten Ab-
schnitts zu beachten sind. 

Absatz 3 regelt die Durchführung der Ver-
schmelzung im einzelnen unter sinngemäßer 
Anwendung der meisten Vorschriften über die 
Verschmelzung durch Aufnahme. 

54. Zu Nr. 54 = Änderung des § 95 

a) § 131 GenG soll sachlich durch § 119 ersetzt 
werden (Artikel 1 Nr. 60 und 63). Das 
macht die Änderung der Verweisung in 
Absatz 1 erforderlich. 

b) Die Einführung eines einheitlichen Typs der 
eingetragenen Genossenschaft, die sich le-
diglich noch in der Frage der Nachschuß-
pflicht im Konkursfall unterscheidet (Arti-
kel 1 Nr. 1), macht die redaktionelle Anpas-
sung des Absatzes 4 an diese neue Rechts-
lage erforderlich. 

55. Zu Nr. 55 =  Neufassung des § 98 Abs. 1 

Nach der Neugestaltung der Nachschußpflicht 
durch § 2 Abs. 2 (Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs) 
werden § 98 Abs. 1 GenG und § 140 GenG in 
einem neuen § 98 Abs. 1 zusammengefaßt. In 
§ 98 Abs. 1 Nr. 3 wird dabei auch der Fall 
berücksichtigt, daß die Genossen keine Nach-
schüsse zu leisten haben. 

56. Zu Nr. 56 = Neufassung des § 99 

Im Hinblick auf die Neuregelung der Nachschuß-
pflicht der Genossen durch § 2 Abs. 2 (Artikel 1 
Nr. 1 des Entwurfs) faßt der neue § 99 die Vor-
schriften des § 99 GenG und des § 140 GenG 
über die Verpflichtung des Vorstands zur Be-
antragung der Eröffnung des Konkursverfah-
rens oder des gerichtlichen Vergleichsverfah-
rens zusammen. 

Die Fassung des neuen § 99 ist an § 92 Abs. 2 
und 3 AktG angelehnt. 

Die Vorschriften des bisherigen § 99 Abs. 2 
und 3 und des § 140 Abs. 4 werden wegen der 
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Neufassung des § 34 (Artikel 1 Nr. 23 des Ent-
wurfs) über die Verantwortlichkeit der Vor-
standsmitglieder entbehrlich. 

57. Zu Nr. 57 = Änderung des § 105 

a) Die Neufassung des Absatzes 1 trägt dem 
Umstand Rechnung, daß die Genossenschaf-
ten künftig in der Lage sein sollen, die Nach-
schußpflicht im Falle des Konkurses durch 
Bestimmung im Statut ganz auszuschließen. 

b) Absatz 4 Satz 2 bezweckt, entsprechend dem 
in § 91 Abs. 1 Satz 2 in der Fassung des 
Entwurfs zum Ausdruck gekommenen Rechts-
gedanken, denjenigen Genossen ein Recht 
auf vorrangige Befriedigung auch im Kon-
kursfall einzuräumen, die Zahlungen nach 
§ 87 a Abs. 2 geleistet haben. Sie sollen vor 
der Verteilung etwaigen Restvermögens an 
alle Genossen, aber erst nach Befriedigung 
der Ansprüche nach § 105 Abs. 4 Satz 1, ihre 
Zahlungen erstattet erhalten. 

58. Zu Nr. 58 = Aufhebung des § 118 

Die Verpflichtung des Liquidators, ggf. die 
Eröffnung des Konkursverfahrens oder des ge-
richtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen, 
ergibt sich künftig aus dem neuen § 99 Abs. 1 
(Artikel 1 Nr. 56 des Entwurfs). Damit erübrigt 
sich § 118 Abs. 1 GenG. An die Stelle des § 118 
Abs. 2 GenG tritt die Neufassung des § 34 
(Artikel 1 Nr. 23 des Entwurfs), der aufgrund 
der Verweisung in § 89 auch für die Liqui-
datoren gilt. 

59. Zu Nr. 59 = Neue Überschrift 
des Achten Abschnitts 

Der bisherige Achte Abschnitt (§ 119 ff. GenG) 
trifft Sonderregelungen für «Genossenschaften 
mit unbeschränkter Haftpflicht", für „Genossen-
schaften mit beschränkter Haftpflicht" und für 
die „Umwandlung von Genossenschaften". Nach 
dem Entwurf (§ 2 Abs. 2, § 3 Abs. 2; Artikel 1 
Nr. 1 und 2 des Entwurfs) wird das Genossen-
schaftsgesetz künftig nur die „eingetragene 
Genossenschaft" als einheitliche Rechtsform 
kennen. Die trotzdem künftig noch notwendigen 
Vorschriften des Achten Abschnitts sind durch 
den Entwurf weitgehend in die ersten sieben 
Abschnitte des Gesetzes eingearbeitet. Der 
neue Achte Abschnitt wird nur noch die Vor-
schriften über die Haftsumme enthalten, die an 
anderer Stelle des Gesetzes keinen Platz finden 
konnten. Die Überschrift lautet daher jetzt 
„Haftsumme", die nicht mehr zutreffenden 
Zwischenüberschriften können entfallen. 

60. Zu Nr. 60 = Neufassung des § 119 

Der neue § 119 entspricht § 131 Abs. 1 GenG. 
Die Notwendigkeit, die Haftsumme im Statut 

zu bestimmen, ergibt sich aus der Neufassung 
des § 2 (Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs). Deshalb 
ist § 131 Abs. 2 GenG entbehrlich. 

61. Zu Nr. 61 = Neufassung des § 120 

Der neue § 120 entspricht wörtlich dem § 133 
GenG. 

62. Zu Nr. 62 = Neufassung des § 121 

Die Vorschrift regelt die Höhe der Haftsumme 
bei der Übernahme mehrerer Geschäftsanteile. 
Bisher bestimmt § 135 GenG, daß die Haft-
summe sich auf das Vielfache der Geschäfts-
anteile erhöht. Der Entwurf beläßt es in Satz 1 
und 2 sachlich bei dieser Regelung. 

Neu ist Satz 3. Hiernach soll das Statut die 
Bestimmung treffen können, daß bei Übernahme 
weiterer Geschäftsanteile eine Erhöhung der 
Haftsumme nicht eintritt. Damit wird die Über-
nahme weiterer Geschäftsanteile, also die Kapi-
talbildung der Genossenschaft, wesentlich er-
leichtert. 

63. Zu Nr. 63 = Aufhebung der §§ 131 bis 145 

Zur Aufhebung der §§ 131 bis 145 GenG im 
Zuge der Neugestaltung des Achten Abschnitts 
kann auf die Erläuterungen zu Nr. 59 Bezug 
genommen werden. 

64. Zu Nr. 64 = Überschrift des Neunten Abschnitts 
Deu Neunte Abschnitt enthält künftig nicht nur 
Strafvorschriften, sondern auch Bußgeldvor-
schriften. Dementsprechend wird die Überschrift 
geändert. 

Die noch geltenden Vorschriften des Neunten 
Abschnitts sind weitgehend veraltet; sie werden 
deshalb durch den Entwurf modernisiert. 

§ 146 (genossenschaftliche Untreue) ist durch 
Artikel 52 Nr. 2 des Ersten Gesetzes zur Re-
form des Strafrechts (1. StrRG) vom 25. Juni 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645, 670) aufgehoben 
worden. 

65. Zu Nr. 65 = Neufassung des § 147 

Die Vorschrift stellt in Absatz 1 nur noch die 
Abgabe falscher Versicherungen durch Vor-
standsmitglieder und Liquidatoren unter Strafe, 
weil nur diese Personen die Versicherungen 
gegenüber dem Registergericht abgeben müssen. 
In Absatz 2 werden ferner falsche Angaben 
gegenüber der Öffentlichkeit, Generalversamm-
lung oder den Prüfern unter Strafe gestellt, 
wobei Täter auch ein Mitglied des Aufsichtsrats 
sein kann. 

66. Zu Nr. 66 = Neufassung des § 148 

Die Unterlassung der Bestellung eines Auf

-

sichtsrats oder der Besetzung des Aufsichtsrats 
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mit der für die Beschlußfähigkeit erforderlichen 
Zahl von Mitgliedern (vgl. § 148 Abs. 1 GenG) 
soll nicht mehr strafbar sein. Dagegen soll künf-
tig die Unterlassung der Einberufung der Gene-
ralversammlung im Falle des neuen § 33 i und 
die Unterlassung eines rechtzeitigen Antrages 
auf Eröffnung des Konkursverfahrens oder des 
gerichtlichen Vergleichsverfahrens im Falle des 
§ 99 strafbar sein. Diese Änderung dient der 
Anpassung an § 401 AktG. 

67. Zu Nr. 67 = Aufhebung des § 149 

Die Verfolgung satzungswidriger Zwecke durch 
eine Genossenschaft soll nicht mehr unter Strafe 
gestellt werden, ebensowenig die Erörterung 
öffentlicher Angelegenheiten in der General-
versammlung. Die Vorschrift soll als nicht mehr 
zeitgerecht aufgehoben werden. 

68. Zu Nr. 68 = Neufassung des § 150 

Die Neufassung des § 150, der dem § 403 AktG 
entspricht, begründet die Strafbarkeit von Prü-
fern oder von Gehilfen von Prüfern, die über 
das Ergebnis der Prüfung falsch berichten oder 
im Bericht erhebliche Umstände verschweigen. 
Absatz 2 verschärft die Strafe, wenn der Täter 
gegen Entgelt, in Bereicherungs- oder Schädi-
gungsabsicht handelt. 

69. Zu Nr. 69 = Neufassung des § 151 

Die Strafbarkeit des Stimmenkaufs soll künftig 
entfallen. Sie ist — entsprechend § 405 Abs. 3 
Nr. 6 und 7 AktG — Ordnungswidrigkeit und 
nach dem neuen § 152 mit Bußgeld bedroht. 

Im übrigen lehnt sich der neue § 151 an § 404 
AktG an. 

70. Zu Nr. 70 = Einfügung eines neuen § 152 

Nach dem neuen § 152 soll — in Anlehnung an 
§ 405, Nr. 6 und 7 AktG — der Stimmenkauf 
als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kön-
nen. 

71. Zu Nr. 71 = Aufhebung des § 154 

§ 154 GenG stellt die durch § 32 GenG ver-
botene Ausgabe von Geldzeichen unter Strafe. 
Nach Aufhebung des § 32 (Artikel 1 Nr. 20 des 
Entwurfs) muß auch § 154 aufgehoben werden. 

72. Zu Nr. 72 = Neufassung des § 156 Abs. 1 Satz 2 

In § 156 Abs. 1 Satz 2 werden die Fälle aufge-
führt, in denen das Gericht Eintragungen in das 
Genossenschaftsregister im Bundesanzeiger be-
kanntzumachen hat. Die Aufzählung wird mit 
den durch den Entwurf vorgesehenen Änderun-
gen in Einklang gebracht. 

73. Zu Nr. 73 = Änderung des § 157 Abs. 2 

Die Änderung der Verweisung ist durch die 
Einfügung des § 33 Abs. 4 (Artikel 1 Nr. 21 des 
Entwurfs) bedingt. Außerdem wird die Unrich-
tigkeit beseitigt, die durch die Änderung des 
GenG durch die Verordnung vom 30. Mai 1933 
(RGBl. I S. 317) entstanden ist. 

74. Zu Nr. 74 = Neufassung des § 158 

Nach dem neuen § 14 Abs. 2 Satz 2 (Artikel 1 
Nr. 8 des Entwurfs) soll künftig bei den Gerich-
ten der Zweigniederlassungen von Genossen-
schaften keine Liste der Genossen mehr ge-
führt werden. Nach dem Wegfall der Liste der 
Genossen bei den Gerichten der Zweigniederlas-
sungen bedarf es auch der in § 158 Abs. 1 GenG 
vorgeschriebenen Mitteilungen nicht mehr. Die 
Vorschrift kann gestrichen werden. 

§ 158 Abs. 2 GenG muß dagegen wegen seiner 
Bedeutung für Dritte beibehalten werden. Er 
wird als neuer § 158 mit einigen Änderungen 
aus sprachlichen Gründen aufrechterhalten. 

75. Zu Nr. 75 = Änderung des § 160 Abs. 1 

§ 8 Abs. 2 (Verbot der Gewährung von Krediten 
an Nichtmitglieder durch Kreditgenossenschaf-
ten) wird durch Artikel 1 Nr. 5 des Entwurfs 
aufgehoben. Deshalb muß auch die in § 160 
Abs. 1 Satz 1 zugelassene Möglichkeit der Ver-
hängung von Ordnungsstrafen wegen eines 
Verstoßes gegen § 8 Abs. 2 entfallen. Die Än-
derung von Absatz 1 Satz 2 dient der redak-
tionellen Anpassung an die Vorschriften des 
GenG in der Fassung des Entwurfs und der Ein-
beziehung des bisher in § 148 Abs. 1 Nr. 1 
GenG enthaltenen Tatbestandes in § 160. 

C. 

Zu den Artikeln 2 bis 5 des Entwurfs: 

Zu Artikel 2 

1. Zu § 1 

Absatz 1 erlaubt den Genossenschaften im In-
teresse einer reibungslosen Anpassung an das 
neue Recht, die bisherigen Bezeichnungen „ein-
getragene Genossenschaft mit unbeschränkter 
Haftpflicht" oder „eingetragene Genossenschaft 
mit beschränkter Haftpflicht" statt „eingetragene 
Genossenschaft" ungeachtet der Verbotsvor-
schrift des neuen § 3 Abs. 3 (Artikel 1 Nr. 2 des 
Entwurfs) bis zur ersten Änderung des Statuts 
nach Inkrafttreten des Gesetzes längstens jedoch 
bis zum 31. Dezember 1973, weiterzuführen. Die 
Änderung der Firma soll dadurch erleichtert wer-
den, daß nach Absatz 2 die einfache Mehrheit 
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der abgegebenen Stimmen genügt, wenn die 
Firmenänderung bis zu dem in Absatz 1 festge-
legten Stichtag beschlossen wird. 

2. Zu § 2 

Es soll den Genossenschaften ermöglicht werden, 
den Übergang auf die nunmehr durch § 25 a 
(Artikel 1 Nr. 16 des Entwurfs) vorgeschriebe-
nen Geschäftsbriefe mit bestimmten Angaben 
über die Genossenschaft kostensparend und rei-
bungslos zu vollziehen. 

Zu Artikel 3 

1. Zu § 

§ 1 ändert § 30 Abs. 1 HGB über die Unterscheid-
barkeit der am selben Ort geführten Firmen. In 
Übereinstimmung mit der Rechtsprechung be-
zieht sich die Vorschrift künftig sowohl auf die 
im Handelsregister als auch auf die im Genos-
senschaftsregister eingetragenen Firmen (vgl. 
auch Begründung zur Neufassung des § 3 GenG; 
Artikel 1 Nr. 2 des Entwurfs). 

2. Zu § 2 

Die Neufassung stellt ohne sachliche Änderung 
des § 53 Abs. 3 des Gesetzes über die Beaufsich-

tigung der privaten Versicherungsunternehmun-
gen und Bausparkassen vom 6. Juni 1931 (RGBl. I 
S. 315) sicher, daß durch die Änderung des § 41 
GenG der bisherige Rechtszustand für die kleine-
ren Versicherungsvereine erhalten bleibt. 

3. Zu § 3 

Die Änderung der §§ 385 m und q AktG ist durch 
die Einführung des einheitlichen Typs der ein-
getragenen Genossenschaft (vgl. die Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 1) bedingt. 

4. Zu § 4 

Die Vorschrift des § 4 soll — ähnlich der Vor-
schrift des § 29 Abs. 2 des Einführungsgesetzes 
zum Aktiengesetz vom 6. September 1965 — die 
Änderung derjenigen gesetzlichen Vorschriften 
bewirken, in denen auf nunmehr geänderte Vor-
schriften des GenG verwiesen ist. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

1. Nach den Vorschlägen des Bundesrates 
sollen in den Entwurf auch Regelungen des 
Verwaltungsverfahrens (Zuständigkeit zur 
Verleihung des Prüfungsrechts und Ver-
fahren hierbei) aufgenommen werden. Die 
Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich damit 
aus Artikel 84 Abs. 1 GG. 

2. Durch Artikel 3 § 3 wird das Aktiengesetz 
vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1089) 
förmlich geändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen wurde. Hieraus ergibt 
sich die Zustimmungsbedürftigkeit auch für 
den vorliegenden Entwurf. 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften 

2. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 2) und Nummer 2 a 
— neu — (§ 6) 

a) 1n Nummer 1 ist § 2 Abs. 2 zu streichen. 

b) Nach Nummer 2 ist folgende Nummer 2 a 
einzufügen: 

,2 a. In § 6 wird folgende neue Nummer 3 
eingefügt: 

„3. Bestimmungen darüber, ob die Ge-
nossen für den Fall, daß die Gläu-
biger im Konkurs der Genossen-
schaft nicht befriedigt werden, 
Nachschüsse zur Konkursmasse 
unbeschränkt, beschränkt auf eine 
bestimmte Summe (Haftsumme) 
oder überhaupt nicht zu leisten 
haben;". 

Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden 
Nummern 4 und 5. 

Begründung 

Rechtssystematische Gründe gebieten, die Vor-
schrift in §  6 unterzubringen, weil dieser den 
Inhalt des Statuts vorschreibt. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 11) 

Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

(wie Regierungsvorlage). 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) In der Anmeldung ist ferner anzu-
geben, welche Vertretungsbefugnis die 
Vorstandsmitglieder haben." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 4 und 5.' 

Begründung 

Weder das geltende Gesetz noch der Entwurf 
enthalten eine Bestimmung darüber, daß bei der 
Anmeldung der Genossenschaft die Vertretungs-
befugnis der Vorstandsmitglieder anzugeben 
ist, während die Änderung der Vertretungs-
befugnis nach § 29 bzw. nach § 28 Abs. 1 i. d. F. 
des Entwurfs anmeldepflichtig ist. Die sonach 
bestehende Lücke soll daher in Anlehnung an 
§ 37 Abs. 2 AktG, § 8 Abs. 3 GmbHG geschlos-
sen werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 7 a — neu — (§ 12) 

Nach Nummer 7 ist folgende Nummer 7 a ein-
zufügen: 

,7 a. In § 12 Abs. 2 wird folgende neue Num-
mer 4 eingefügt: 

„4. die Mitglieder des Vorstands sowie 
deren Vertretungsbefugnis,". 

Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.' 

Begründung 

Da der Entwurf in § 28 Abs. 1 vorsieht, daß 
jede Änderung des Vorstands oder der Ver-
tretungsbefugnis eines Vorstandsmitgliedes be-
kanntzumachen ist, muß auch die Erstanmeldung 
des Vorstands und der Vertretungsbefugnis 
bekanntgemacht werden. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 16) 

In § 16 Abs. 2 ist nach Nummer 7 der Punkt 
durch ein Komma zu ersetzen und folgende 
Nummer 8 einzufügen: 

„8. Zerlegung von Geschäftsanteilen." 
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Begründung 

Die Einfügung entspricht dem geltenden Recht 
(§ 133 a Abs. 2), auf das nicht verzichtet werden 
sollte. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 33) 

Nummer 21 ist wie folgt zu fassen: 

,21. In § 33 werden folgende neue Absätze 4 
und 5 eingefügt: 

„ (4) (wie Regierungsvorlage) 

(5) Als kleinere Genossenschaft ist eine 
Genossenschaft in der Regel dann anzu-
sehen, wenn sie nur der zweijährigen Prü-
fung nach § 53 Abs. 1 Satz 1 unterliegt." ' 

Begründung 

In der Praxis der Registergerichte haben sich 
bei der Feststellung Schwierigkeiten ergeben, 
ob eine Genossenschaft eine „kleinere" ist. 

Auch die in der Rechtsprechung aufgestellten 
Abgrenzungskriterien erfordern umfangreiche 
Ermittlungen. Die Verweisung auf § 53 Abs. 1 
Satz 1 Genossenschaftsgesetz gibt einen geeig-
neten Maßstab für die Einstufung als „kleinere" 
Genossenschaft. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 29 (§ 47) 

§ 47 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„ (3) Sieht das Statut die Gewährung von 
Mehrstimmrechten vor oder wird eine Ände-
rung des Statuts beschlossen, die einen der in 
§ 16 Abs. 2 Nr. 2 bis 5, 7, Abs. 3 aufgeführten 
Gegenstände oder eine wesentliche Änderung 
des Gegenstandes des Unternehmens betrifft, so 
ist ... (weiter wie Regierungsvorlage)." 

Begründung 

In den erwähnten Fällen des § 16 oder bei einer 
wesentlichen Änderung des Gegenstandes des 
Unternehmens gewährt § 67 a Abs. 1 ein außer-
ordentliches Kündigungsrecht, das u. a. daran 
anknüpft, ob der Genosse in der Generalver-
sammlung anwesend war oder nicht (§ 67 a 
Abs. 1 Nr. 2). Die Feststellung der Anwesenheit 
eines Genossen wird jedoch ohne die vorge-
schlagene Änderung des § 47 Abs. 3 zu erheb-
lichen Schwierigkeiten in der Praxis führen, da 
sie ohne umfangreiche Beweiserhebungen nicht 
getroffen werden kann. Es liegt im Interesse so-
wohl der Genossen als auch der Genossenschaft, 
diesen Unzuträglichkeiten durch Aufnahme der 
erschienenen Genossen in ein Verzeichnis zu 
begegnen, wie es auch § 129 Abs. 1 AktG vor-
schreibt. 

Die Einbeziehung des § 16 Abs. 2 Nr. 7 ist eine 
Folge der vorgeschlagenen Änderung des § 67 a 
Abs. 1. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 33 a — neu — (§ 63) und 
Nummer 33 b — neu — (§ 63 a) 

a) Nach Nummer 33 ist folgende Nummer 33 a 
einzufügen: 

,33 a. § 63 erhält folgende Fassung: 

„§ 63 

Das Prüfungsrecht wird dem Ver-
band durch die zuständige oberste 
Landesbehörde verliehen, in deren 
Gebiet der Verband seinen Sitz hat. 
Erstreckt sich der Bezirk des Ver-
bandes über das Gebiet eines Landes 
hinaus, so erfolgt die Verleihung im 
Benehmen mit den beteiligten Län-
dern." ' 

b) Nach Nummer 33 a ist folgende Nummer 
33 b einzufügen: 

,33 b. § 63 a Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die für die Verleihung des 
Prüfungsrechts zuständige Behörde 
kann die Verleihung des Prüfungs-
rechts von der Erfüllung von Auflagen 
und insbesondere davon abhängig 
machen, daß der Verband sich gegen 
Schadensersatzansprüche aus der Prü-
fungstätigkeit in ausreichender Höhe 
versichert oder den Nachweis führt, 
daß eine andere ausreichende Sicher-
stellung erfolgt ist. § 63 Satz 2 findet 
entsprechende Anwendung." ' 

Begründung zu a) und b) 

Die Verleihung des Prüfungsrechts an einen 
Prüfungsverband ist als Verwaltungsmaßnahme 
anzusehen, zu deren Vollzug gemäß Artikel 30, 
83 ff. GG die Länder zuständig sind. Die Tat-
sache, daß nach altem Recht die Verleihung des 
Prüfungsrechts durch die Reichsregierung er-
folgte, rechtfertigt kein Abweichen von dieser 
Grundregel. Insbesondere besteht kein Anlaß, 
eine „stillschweigende" Bundeszuständigkeit in 
den Fällen anzunehmen, in denen sich das Ge-
biet des Prüfungsverbandes über die Grenzen 
eines Landes hinaus erstreckt. Auch in diesem 
Fall kann der wirksame Vollzug des Bundes-
gesetzes durch die für den Sitz des Prüfungs-
verbandes zuständige oberste Landesbehörde 
sichergestellt werden. Durch die vorgeschlagene 
Herstellung des Benehmens mit den übrigen 
Ländern, in deren Gebiet der Prüfungsverband 
tätig werden soll, werden deren Interessen hin-
reichend abgesichert. 

Das Gesetz des Wirtschaftsrates des Vereinig-
ten Wirtschaftsgebietes über genossenschaft-
liche Vereinigungen vom 23. August 1948 
(WiGBl. S. 83), das eine abweichende Zustän-
digkeitsregelung zu § 63 enthält, kann der vor-
geschlagenen Regelung nicht entgegenstehen. 
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9. Zu Artikel 1 Nr. 34 a — neu — (§ 63 c), Num-
mer 34 b — neu — (§ 63 d), Nummer 34 c — 
neu — (§ 64) und Nummer 34 d — neu — (§ 64 a) 

a) Nach Nummer 34 ist folgende Nummer 34 a 
einzufügen: 

134 a. § 63 c Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„ (3) Änderungen der Satzung des 

Verbandes, die den Zweck oder den 
Bezirk (Absatz 1 Nr. 1 und 4) zum 
Gegenstand haben, bedürfen der Zu-
stimmung der für die Verleihung des 
Prüfungsrechts zuständigen Behörde; 
§ 63 Satz 2 und § 63 a Abs. 2, 3 finden 
entsprechende Anwendung." ' 

Begründung 

Die vom Gesetz geforderte Zustimmung zu 
Änderungen der Verbandssatzung, die den 
Zweck oder den Bezirk des Verbandes zum 
Gegenstand haben, stehen in engem sachlichen 
Zusammenhang mit der Verleihung des Prü-
fungsrechts, so daß die Zuständigkeit der für 
diese Verleihung zuständigen Behörden festge-
legt werden sollte. Durch die entsprechende An-
wendung des § 63 Satz 2 wird den Interessen 
der beteiligten Länder Rechnung getragen. 

b) Nach Nummer 34 a ist folgende Nummer 34 b 
einzufügen: 

,34 b. In § 63 d werden die Worte „sowie 
der höheren Verwaltungsbehörde, in 
deren Bezirk der Verband seinen Sitz 
hat," gestrichen.' 

Begründung 

Die Streichung dient der Verwaltungsverein-
fachung. Seit Jahren werden die Verzeichnisse 
der Genossenschaften bzw. die Ergänzungen 
dazu lediglich den nach § 64 zuständigen Be-
hörden eingereicht. Es besteht jedoch im Hin-
blick auf § 64 Halbsatz 2 keine Notwendigkeit 
einer gesetzlichen Regelung. 

c) Nach Nummer 34 b ist folgende Nummer 34 c 
einzufügen: 

,34 c. § 64 erhält folgende Fassung: 

„§ 64 

Die zuständige oberste Landes-
behörde, in deren Gebiet der Verband 
seinen Sitz hat, ist berechtigt, die 
Prüfungsverbände darauf prüfen zu 
lassen, ob sie die ihnen obliegenden 
Aufgaben erfüllen; sie kann sie durch 
Auflagen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben anhalten." ' 

Begründung 

Die in § 64 geregelte Aufsicht über die Prü-
fungsverbände ist gemäß Artikel 30. 83 ff. GG 

ebenfalls eine Angelegenheit der Länder. Auch 
in diesen Fällen kann die Tätigkeit des Ver-
bandes in ausreichender Weise durch das für 
den Verbandssitz zuständige Land kontrolliert 
werden. Sollten ausnahmsweise Verwaltungs-
handlungen (Nachprüfungen oder dergleichen) 
im Gebiet anderer Länder notwendig werden, 
so kann dies im Benehmen mit dem betroffenen 
Land ohne weiteres sichergestellt werden. 

d) Nach Nummer 34 c ist folgende Nummer 34 d 
einzufügen: 

,34 d. § 64 a erhält folgende Fassung: 

„§ 64 a 

Das Prüfungsrecht kann dem Ver-
band entzogen werden, wenn der 
Verband nicht mehr die Gewähr für 
die Erfüllung der von ihm übernom-
menen Aufgaben bietet, wenn er Auf-
lagen der nach § 64 zuständigen Be-
hörde nicht erfüllt oder wenn für 
seine Prüfungstätigkeit kein Bedürfnis 
mehr besteht. Die Entziehung wird 
nach Anhörung des Verbandsvor-
stands durch die für die Verleihung 
des Prüfungsrechts zuständige Be-
hörde ausgesprochen. § 63 Satz 2 fin-
det entsprechende Anwendung. Von 
der Entziehung ist den im § 63 d be-
zeichneten Gerichten Mitteilung zu 
machen." ' 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung zu § 64 a ist eine 
Folge der Änderung zu §§ 63 und 64. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 35 (§ 65) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens die im 
Entwurf vorgesehene Ergänzung des § 65 Abs. 2 
um die Sätze 4 und 5 nochmals eingehend dar-
aufhin zu überprüfen, ob diese Ergänzung nicht 
eine Verschlechterung der Rechtsposition eines 
Genossen mit sich bringt, der nach geltendem 
Recht aus wichtigem Grund aus der Genossen-
schaft ausscheiden will. Es erscheint insbeson-
dere zweifelhaft, ob die in der Begründung ver-
tretene Auffassung zutreffend ist, daß die vor-
gesehene Regelung insoweit abschließend sei. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 67 a) 

In § 67 a Abs. 1 sind die Worte „§ 16 Abs. 2 
Nr. 2 bis 5", durch die Worte „§ 16 Abs. 2 Nr. 2 
bis 5, 7," zu ersetzen. 

Begründung 

Es erscheint notwendig, im Falle des § 16 Abs. 2 
Nr. 7 den Genossen ein außerordentliches Kün-
digungsrecht nach Maßgabe des § 67 a Abs. 1 
Nr. 1 und 2 zu geben, weil die Einführung des 
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Mehrstimmrechts eine Beeinträchtigung der 
Rechtsstellung des Genossen zur Folge haben 
kann. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 46 a — neu — (§ 84) 
Nach Nummer 46 ist folgende Nummer 46 a ein-
zufügen: 

,46 a. § 84 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die ersten Liquidatoren sowie 
ihre Vertretungsbefugnis hat der Vor-
stand, jede Änderung in den Personen 
der Liquidatoren und jede Änderung 
ihrer Vertretungsbefugnis haben die 
Liquidatoren zur Eintragung in das Ge-
nossenschaftsregister anzumelden. Der 
Anmeldung sind die Urkunden über die 
Bestellung oder Abberufung sowie über 
die Vertretungsbefugnis beizufügen."' 

Begründung 

Der Umfang der Vertretungsbefugnis des ersten 
Vorstands und jede Änderung der Vertretungs-
befugnis des Vorstands ist nach dem Vor-
schlag des Bundesrates zu § 11 bzw. nach 
§ 28 Abs. 1 i. d. F. der Regierungsvorlage zum 
Genossenschaftsregister anzumelden. Eine Aus-
dehnung dieser Regelung auf die Liquidatoren 
erscheint folgerichtig. Die Formulierung ist an 
§ 266 AktG angelehnt. 

13. Zu § 161 GenG 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens darauf 
hinzuwirken, daß die in § 161 des Genossen-
schaftsgesetzes enthaltene Ermächtigung zum 
Erlaß der Genossenschaftsregisterverordnung 
aus verfassungspolitischen Gründen konkreti-
siert und dabei sichergestellt wird, daß durch 
die Ermächtigung auch eine Neuregelung der 
Führung der Liste der Genossen gedeckt ist. 
Als Ermächtigungsadressat sollte der Bundes-
justizminister bezeichnet werden. 

Artikel 2 

Übergangsvorschriften 

14. Zu Artikel 2 (§ 1) 

§ 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ § 1 

In der Firma einer bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehenden Genossenschaft entfällt 
fortan jede zusätzliche Bezeichnung über die 
Haftungsverhältnisse. Die Löschung eines sol-

chen Zusatzes ist von Amts wegen im Genos-
senschaftsregister vorzunehmen." 

Begründung 

Nach dem Regierungsentwurf sollen bestehende 
Genossenschaften gezwungen werden, bis zum 
31. Dezember 1973 ihre derzeitige Firmen-
bezeichnung durch Änderung des Statuts dem 
Artikel 1 § 3 Abs. 3 anzupassen, das heißt also, 
Hinweise auf die derzeit bestehenden Haftungs-
verhältnisse entfallen zu lassen. Diese Über-
gangsvorschrift erscheint umständlich und 
schwer praktikabel, weil diese Firmenänderun-
gen durchweg lediglich darin bestehen werden, 
daß die Zusätze „mit unbeschränkter Haft-
pflicht" und „mit beschränkter Haftpflicht" er-
satzlos wegfallen. Für derartige Firmenänderun-
gen sollte von dem Erfordernis einer umständ-
lichen, zeitraubenden und kostspieligen Statuts-
änderung, die zudem, wenn sie bis zum 31. De-
zember 1973 unterbliebe, nur schwer erzwungen 
werden könnte, abgesehen werden. Auch bei 
den Registergerichten würde die Eintragung der 
Firmenänderung im Wege der Statutsänderung 
erheblichen, jedoch überflüssig erscheinenden 
Arbeitsaufwand verursachen. Die lediglich zur 
Anpassung an die Novelle erforderlich werden-
den Firmenänderungen sollten daher kraft Ge-
setzes vorgenommen und von Amts wegen im 
Genossenschaftsregister vollzogen werden. Dies 
schließt nicht aus, daß bestehende Genossen-
schaften, deren Firmenbezeichnung kraft Ge-
setzes geändert wird, ihre Firma aus diesem 
Anlaß anderweitig im Wege der Statutsände-
rung ändern. Die vorgeschlagene Lösung hat 
den weiteren Vorzug, daß keine Veröffent-
lichung der Firmenänderung nach § 16 Abs. 3 
Satz 2, § 12 Abs. 2 Nr. 2 und § 156 GenG erfor-
derlich ist, da keine Satzungsänderung vorliegt; 
für eine solche Veröffentlichung besteht kein 
Bedürfnis. 

Eine ähnliche Übergangsregelung enthielt auch 
Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung 
des Genossenschaftsgesetzes vom 20. Dezember 
1933 (RGBl. I S. 1089). 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

15. Zu Artikel 4 

Dem Artikel 4 ist folgender Satz 2 anzufügen: 
„Rechtsverordnungen, die auf Grund des Ge-
setzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs-
gesetzes." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung der Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen und 
Empfehlungen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. Eingangsformel 

Soweit nicht infolge der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Änderungen und Ergänzungen zu 8. und 
9. das Gesetz zustimmungsbedürftig wird, wird dem 
Vorschlag des Bundesrates nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung 
des Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist 
vielmehr nur dann erforderlich, wenn das Ände-
rungsgesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die 
Zustimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 

Zu 2. Artikel 1 Nr. 1 (§ 2) und Nummer 2 a — neu —
(§ 6) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß die Vorschrift 
nicht als neue Nummer 2 a, sondern als Nummer 3 
in § 6 eingefügt wird. Die bisherigen Nummern 3 
und 4 werden dann Nummern 4 und 5. 

Zu 3., 4., 5. Artikel 1 Nr. 6 (§ 11), Nummer 7 a 
— neu — (§ 12 Abs. 2) und Nummer 10 (§ 16) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 

Zu 6. Artikel 1 Nr. 21 (§ 33) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag nicht 
zu folgen. Die Einstufung als kleinere Genossen-
schaft kann nicht allein von der Bilanzsumme ab-
hängig gemacht werden. Die Bilanzsumme ist für 
sich allein kein geeigneter Abgrenzungsmaßstab, 
weil z. B. die Bilanzsumme einer Kreditgenossen-
schaft und einer Produktionsgenossenschaft zwei 
nicht vergleichbare Größen sind. Vielmehr sind 
neben der Bilanzsumme auch noch andere Gesichts-
punkte zu berücksichtigen, nämlich zum Beispiel die 
Zahl der Mitglieder, die Größe des Genossenschafts-
vermögens und der Umfang des Geschäftsbetriebes 
(vgl. § 7 der Verordnung über das Genossenschafts-
register). Dieser Auffassung der Bundesregierung 
wird auch nicht dadurch die Grundlage entzogen, 
daß nach dem Vorschlag des Bundesrates die Höhe 
der Bilanzsumme nur „in der Regel" entscheidender 
Gesichtspunkt für die Einstufung der Genossen-
schaft sein soll. Es trifft nicht zu, daß eine Genos-

senschaft mit einer Bilanzsumme, die eine Million 
DM nicht übersteigt, im Regelfall als kleinere Ge-
nossenschaft angesehen werden kann, weil diese 
Beurteilung, wie bereits erwähnt, nicht allein auf 
die Höhe der Bilanzsumme abgestellt werden kann. 
Außerdem würden durch die vom Bundesrat vor-
gesehene Beschränkung der Vorschrift auf den 
Regelfall die als Motiv für den Vorschlag genann-
ten praktischen Schwierigkeiten nicht beseitigt, da 
in vielen Fällen Streit darüber entstehen wird, ob 
ein Regelfall vorliegt. 

Im übrigen verweist die Bundesregierung auf den 
Parallelfall des § 53 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes, wo der Begriff des kleineren Versiche-
rungsvereins verwendet wird, ohne daß dieser 
näher umschrieben wird und obwohl an den Begriff 
im Versicherungsaufsichtsgesetz — anders als im 
Genossenschaftsgesetz — erhebliche materielle 
Rechtsfolgen geknüpft werden. Schließlich spricht 
noch ein praktischer Grund gegen den Vorschlag des 
Bundesrates. Wird im Gesetz die Bilanzsumme zur 
Abgrenzung herangezogen, so könnten Verände-
rungen der wirtschaftlichen Lage eine Gesetzesände-
rung zur Anpassung an die neuen Gegebenheiten 
aus diesem Grunde allein erforderlich machen. 

Zu 7. Artikel 1 Nr. 29 (§ 47) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß die Bezug-
nahme auf § 16 Abs. 2 Nr. 7 entfällt. Die Begründung 
für die Einschränkung der Zustimmung ergibt sich 
aus der Stellungnahme zu 11. 

Zu 8., 9. Artikel 1 Nr. 33 a — neu — (§ 63), Nummer 
33 b — neu (§ 63 a), Nummer 34 a — neu — (§ 63 c), 
Nummer 34 b — neu — (§ 63 d), Nummer 34 c 
— neu — (§ 64), Nummer 34 d — neu — (§ 64 a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu Nummer 34 b — neu — (§ 63 d) zu. 
Die weiteren Vorschläge wird die Bundesregierung 
im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 10. Artikel 1 Nr. 35 (§ 65) 

Die Bundesregierung ist nach nochmaliger Über-
prüfung und nach Abwägung der Interessen der 
Genossenschaften einerseits und der Genossen ande-
rerseits der Auffassung, daß die von ihr vorge-
schlagene Regelung sachgerecht ist und in aller 
Regel andere Gründe, die ein vorzeitiges Ausschei-
den aus der Genossenschaft rechtfertigen würden, 
nicht zu berücksichtigen sein werden. Die Bundes-
regierung sieht daher auch unter Berücksichtigung 
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der Entschließung des Bundesrates keinen Anlaß, 
den Entwurf in diesem Punkt zu ändern oder die in 
seiner Begründung hierzu vertretene Auffassung 
aufzugeben oder einzuschränken. 

Zu 11. Artikel 1 Nr. 36 (§ 67 a) 

Die Bundesregierung vermag sich dem Vorschlag 
des Bundesrates nicht anzuschließen. Die Einführung 
von Mehrstimmrechten durch Statutenänderung be-
deutet keinen so schwerwiegenden und mit den in 
§ 16 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 und Abs. 3 genannten 
Statutenänderungen vergleichbaren Eingriff in die 
Rechte der überstimmten Genossen, daß diesen 
auch insoweit das außerordentliche Kündigungsrecht 
gewährt werden müßte und sollte. Vielmehr hält es 
die Bundesregierung für zumutbar, daß der mit der 
Einführung des Mehrstimmrechts nicht einverstan-
dene Genosse noch so lange in der Genossenschaft 
verbleibt, wie dies unter Einhaltung der ordent-
lichen Kündigungsfrist erforderlich ist. Hierfür 
spricht auch, daß die Mehrstimmrechte zahlenmäßig 
auf drei begrenzt und in ihrer Bedeutung durch § 43 

Abs. 3 Satz 5 in der Entwurfsfassung stark einge-
schränkt sind. 

Zu 12. Artikel 1 Nr. 46 a — neu — (§ 84) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß § 84 Abs. 1 
Satz 2 wie folgt gefaßt wird: 

„Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunden 
über die Bestellung oder Abberufung sowie über 
die Vertretungsbefugnis beizufügen." 

Zu 13. § 161 GenG 

Die Bundesregierung wird die Anregung des Bun-
desrates im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs-
verfahrens prüfen. 

Zu 14., 15. Artikel 2 § 1 und Artikel 4 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 


